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SOLIDARITÄT 

MIT DEN JUGENDLICHEN DES GEORG- VON -RAUCH-HAUSES 



Die Polizeiaktion vom 19.4.72 gegen die 
Jugendlichen des Georg von Ra Uch Hauses stellt 
einen vorläufigen Höhepunkt i n einer seit 
Monaten andauernden Kampagne dar, das Projekt 
zu zerschlagen. 



Das Ziel der Bewohner, den Kampf gegen Unter- 
drückung am Arbeitsplatz, in der Lehrlings- 
ausbildung und den Schulen aufzunehmen, stell- 
für die bürgerlichen Parteien, insbesondere 
die CDU und den rechten Flügel der SPD, eine 
Herausforderung dar. Die Besetzung des ehemali- 
gen Martha-Maria-Hauses im vergangenen Jahr 
bedeutete für die Westberliner Polizei gemäD 
ihrem Selbstverständnis von "Ruhe und Ordnung" 
eine ungeheure Provokation. 

ampf gegen die Ausbeutung und Unterdrückung 
in Betrieb und Schule setzt|eine klare politische 
Einschätzung und die organisatorische Form der 
Arbeit voraus. Deshalb ergab sich für die Ju- 
gendlichen des Georg von Rauch Hauses die Not- 
wendigkeit, das Haus gegen die permanenten 
Angriffe zu verteidigen. 



Nach außen verteidigen, heißt, den Kampf gegen 
die Senats- und Bezirksamtsbürokratie führen, 
d.h. sich sowohl gegen den rechten SPD-Flügel 
wehren, der das Projekt zerschlagen will, als 
auch gegen den linken, der unter der Führung 
von Bezirks jugendstadtrat Beck und Senatorin 
Reichel eine Chance witterte, ein Reformpro- 
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Das Ziel der Bewohner, den Kampf gegen Unter- 
drückung am Arbeitsplatz, in der Lehrlings- 
ausbildung und den Schulen aufzunehmen, stell- 
für die bürgerlichen Parteien, insbesondere 
die CDU und den rechten Flügel der SPD, eine 
erausf orderung dar. Die Besetzung des ehemali- 
gen Martha-Maria-Hauses im vergangenen Jahr 
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Einschätzung un d die organisatorische Form der 
Arbeit voraus. Deshalb ergab sich für die Ju- 
gendlichen des Georg von Rauch Hauses die Not- 
wendigkeit, das Haus gegen die permanenten 
Angriffe zu verteidigen. 



Nach außen verteidigen, heißt, den Kampf gegen 
die Senats- und Bezirksamtsbürokratie führen, 
d.h. sich sowohl gegen den rechten SPD-Flügel 
wehren, der das Projekt zerschlagen will, als 
auch gegen den linken, der unter der Führung 
von Bezirks jugendstadtrat Beck und Senatorin 
Reichel eine Chance witterte, ein Reformpro- 
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gramm zur bestehenden Heimmisere alternativ zu 
nutzen - weshalb Senatsdirektor Kreft bereits 
am 17.12.71 gegenüber Stadtrat Beck die Unter- 
stützung des Projektes zusagte, um dem Projekt 
den Stempel eines Reformprojekts der Senats- 
verwaltung für Familie, Jugend und Sport auf- 
drücken zu können. 

Die gewandelte Haltung von Teilen des Berli- 
ner Senates ist das Ergebnis der Heimkampagne 
in der BRD und West-Berlin, die die deklassie- 
rende und kriminalisierende Lebenssituation von 
Kindern und Jugendlichen in den staatlichen und 
konfessionellen Institutionen aufzeigte. 

Nun wissen wir, daß Reformen nicht nur den Wil- 
len dazu, sondern auch finanzielle Mittel vor- 
aussetzt, die der Staat aufgrund seiner Abhän- 
gigkeit von den Prof it interessen des Kapitals 
nur begrenzt aufbringen kann. 

Im Falle des Georg von Rauch Hauses kommt aber 
noch dazu, daß sich hier sozialpädagogisches 
Erziehungsinteresse der bürgerlichen Gesell- 
schaft und Klasseninteresse der Arbeiter jugend- 
lichen gegenüberstehen. 

Als am 31.12.71 zwischen dem Bezirksamt Kreuz- 
berg und dem Jugendzentrum e.V., das formal 
als Träger für das Projekt auf trat, ein vor- 
läufiger Nutzungsvertrag für das Georg von Rauch 
Haus abgeschlossen wurde, versuchte das Bezirks- 
amt, Kontrollabsichten durchzusetzen, indem es 
sich auf die Vorschriften des Heimaufsichtsrech- 
tes berief. Zu dieser Zeit fanden im Georg von 
Rauch. Haus politische Auseinandersetzungen zwi- 
schen den verschiedenen Gruppen statt; diese 
traten aber im Kampf um die Erhaltung des Hauses 
kollektiv auf. Dadurch war es möglich, den Ver- 
such des Bezirksamts, sich ein Interventions- 
recht einräumen zu lassen, abzuwehren. 

Im gleichen Maß, wie es gelang, die Versuche 
der Sozialbürokratie, die mit Hilfe der Heim- 
aufsicht (§ 78 JWG) und Leuten ihres Vertrauens 
(Studenten der PH u.a., die sich zur Mitarbeit 
bereithalten sollten) die Jugendli-. 

chen unter ihre Kontrolle zu bringen, abzuweh- 
ren, trat die praktisch-polit ! Arbeit in 
den Vordergrund. 

Der Kampf gegen die Sozialbürokratie hätte 
nie so erfolgreich sein können, wenn nicht 
in enger Zusammenarbeit mit dem Jugend 
Zentrum Kreuzberg eine politische Konzeption 
erarbeitet worden wäre. 

Die Besetzung der leerstehenden Fabrik im Kreuz- 
berger Sanierungsgebiet, im Juni 1971 durch Ar- 
beiterjugendliche, von studentischen Genossen 



unterstützt, war ein erster Schritt zur selbst- 
organisierten politischen Arbeit -von Schülern, 
Lehrlingen und Jungarbeitern. Viele von ihnen 
haben mehrjährige Erfahrungen in der soziali- 
stischen Schüler- und Lehrlingsbewegung und 
aus den Organisationsdiskussionen der Kader- 
zirkel und kommunistischen Jugendorganisatio- 
nen Konsequenzen gezogen. ' 

Sie haben die Organisierung zur Durchsetzung 
ihrer Interessen selbst in die Hand genommen 
und dabei nicht nur Erkenntnisse möglicher und 
notwendiger Kampfformen gewonnen, sie haben vor 
allem gelernt, verbindlich und regelmäßig zu 
arbeiten, sich auf Auseinandersetzungen vorzu- 
bereiten und begriffen, was Solidarität in der 
politischen Praxis bedeutet. 

Die Verbindung von Privatleben und politischer 
Arbeit, das kollektive Leben mit seinen Plenums- 
entscheidungen, die Offenheit der Diskussion 
und die daraus resultierende zunehmende Integr^^ 
tion waren die Voraussetzung für den erfolgrei- 
chen Kampf gegen die Senatsbürokratie. 

Wichtige Prozesse für dieses dugendkollektiv 
waren neben den permanenten Diskussionen inner- 
halb des Hauses Demonstrationen, die BVG-Kampag- 
ne und die Vorbereitung eines Arbeitervolks- 
festes zum 1 . Mai . 

Genau an diesem Punkt wird deutlich, weshalb es 
zum Polizeieinsatz vom 19.4.72 kam. 

Die Neubauerpolizei hatte bereits am 8.12.71 
vom Bezirksamt Kreuzberg gefordert, ihr den 
Auftrag zur Räumung des gerade erst besetzten 
Hauses zu erteilen. 

Daß derartige Aktionen der Ordnungshüter weniger 
der Erhaltung des "Rechtsstaates" zugedacht sind, 
als vielmehr dem Schutz privaten und staatlich^J^ 
Eigentums gelten - wobei man sich einen Abschrek- 
kungseffekt verspricht - zeigte sich ganz deut- 
lich an der Vorgehensweise von Polizei und Bun*- 
desgrenzschut z gegen das selbstverwaltete Ju- 
gendzentrum in Hannover, im Dezember 71. 

Nachdem die Berliner Polizei — von ihrer Füh- 
rung aufgehetzt — anläßlich de 1 " Besetzung des 
ehemaligen Martha-Maria-Hauses gegen 200 Jugend- 
liche auf dem davor befindlichen Mariannenplatz 
unter Einsatz von Schlagstöcken und Tränengas 
vorging, konnte sie das Haus selbst nicht mehr 
stürmen, weil Stadtrat Beck und Jugendsenatorin 
Reichel - aus den bereits genannten Gründen - 
erklärten, es den Jugendlichen zu überlassen. 

Dem Kollektiv des Georg von Rauch Hauses gelang 
es in den folgenden vier Monaten ihre Position 
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gegen alle Angriffe von außen kompromißlos zu 
verteidigen . 

Dies blieb den reaktionären Kräften nicht ver- 
borgen, und so versuchen sie nun, die Jugendli- 
chen des Kollektivs zu diskriminieren, indem 
sie sie zu Kriminellen abstempeln wollen, um 
sie von der Kreuzberger Bevölkerung - unter 
dem Beifall der Publikationsorgane - 'zu isolie- 
ren, wie die folgende Dokumentation aus dem 
Informationsblatt des Georg von Rauch Hauses 
deutlich zeigt. 

DOKUMENTATION: 

Dm 4.15 Uhr besetzten 800 Polizisten das Bethanien- 
gelände. Sie marschierten groß auf: 
ein riesiger Fuhrpark von Mannschaftswagen, Strei- 
^Pwagen, Zivilfahrzeugen bis hin zu Feldküche 
und Krankenwagen. Mit Maschinenpistolen im An- 
schlag bewaffnete Polizisten umstellten das Georg 
von Rauch Haus. 

Drei Zivilbullen betraten als erste das Haus. 

Hinter ihnen drangen 250 bewaffnete Bereitschafts- 
polizisten ein. Ein junger Arbeiter, der sich 
ihnen in den Weg stellte und den Haussuchungsbe- 
fehl verlangte, wurde beiseite gestoßen. Auch 
all«* 1 anderen, die den Hausdurchsuchungsbefehl 
sehen wollten, wurde er mit dem Hinweis verwei- 
gert, daß nur Vorstandsmitglieder das Recht 
hätten, Einsicht zu nehmen. 

Jedoch auch die anwesenden Vorstandsmitglieder 
bekamen den Befehl nicht zu Gesicht, obwohl 
sie namentlich erfaßt waren und Einsicht ver- 
langten. 




Jedes der rund 90 Zimmer wurde jeweils von 
drei bis vier Bullen, die bewaffnet und behelmt 
waren, bewacht. Kein Bewohner durfte sein Zim- 
mer verlassen. Selbst der Gang zur Toilette 
wurde verwehrt. 

Die Räume wurden von oben bis unten durchwühlt 
und in verwüstetem Zustand zurückgelassen. 

,Neben allenanderen Kri p 0dezernaten _ P olit i SC he - 
Polizei, Morddezernat, Rauschgiftdezernat, Ein- 
bruchsdez., Gesundheitspolizei - nahm auch die 
Hundestaffel und das Diskussionskommando Gruppe 
47 an dem Überfall teil. Beritte Polizei -a- 
nicht vorhanden. Warum eigentlich nicht? 
Zusätzlich waren noch sieben Staatsanwälte, 
darunter Thiele, Severin, Böhmann, Neumayer, 
Hartmann und ein Richter dabei. 

In der Küche wurden Mülleimer ausgekippt und 
anschließend von der Gesundheitspolizei foto- 
grafiert. Die Fotos, die in der Zeitung er- 
schienen und unsere Räume schmutzig und unor- 



dentlich zeigten, waren nach der Verwüstung 
durch die Polizei aufgenommen. 

Auf Proteste der Bewohner wurde deutlich gesagt 
"wir sind jetzt hier die Herren und es wird ge- 
macht, was wir wollen!" 

Der Ton, mit dem die Bullen uns behandelten, 
wird am besten durch einige Zitate gekennzeich- 
net: "Halt die Schnauze, du bist sowieso rfur 
ein Schwein, wie du lebst. Du bist kein Mensch, 
sondern ein Tier. Wenn du jetzt nicht die Schnai 
ze hältst, du alte Votze, die will wohl gefickt 
werden, dich würde ich mir nicht nackend vor 
den Bauch binden!" 

Die Bullen nützten die Situation offensichtlich 
aus, um sich daran aufzugeilen. 

In brutaler Manier wurden 28 Personen festgenom- 
men und in vergitterten Wagen deportiert. 

Unter anderem wurde ein krankes Mädchen mit 
39° Fieber abgeführt und 12 Stunden festgehal- 
ten und anstrengenden Verhören unterzogen. 

Ihre Krankheit wurde dabei nicht berücksichtigt. 
Ein fünfzehnjähriger Junge, der eine Zigarette 
rauchen wollte, wurde geschlagen. 

Auch die Massenverhaftung war sehr gut vorberei- 
tet: für jeden Abgeführten waren auf den Revie- 
ren zwei Kripobeamte und zwei Uniformierte ab- 
gestellt . 

Für Leute, die an diesen Tagen nicht arbeiten 
gehen konnten, wurden keine Bescheinigungen 
für den Verdienstausfall ausgestellt. 

Die Polizei beschlagnahmte kreuz und quer alles, 
was ihr in die Hände fiel, ohne Quittungen da- 
für auszustellen. Es waren Gegenstände, die in 
jedem Haushalt zu finden sind - z.B. Isolier- 
band, Benzin, Batterien, Wecker, Unkraut-ex. 

Auf diesen lächerlichen"Funden" versuchte man, 
eine Anklage auf Bombenanschlag und Mordversuch 
aufzubauen ; 

Hier wird eindeutig klar, daß die Polizei und 
der Senat uns mit allen hinterhältigen Mitteln 
- Verleumdungen und unhaltbaren Anschuldigungen 
zu Kriminellen zu machen versucht. 

Diese Aktion war geplant, um unsere Arbeit zu 
zerstören. Der Presse wurde dabei eine wichtige 
Rolle zugeteilt. Wir sollten in der Öffentlich- 
keit als Verbrecher dargestellt werden, damit 
der ungeheure Aufwand, die kläglichen Ergebnis- 
se und die wahren Absichten verschleiert werden 
und irr d^n Hintergrund treten. 

Die Aktion, die unter dem Hamen "Schlafsack" 
abrollte, war liberal stabsmäßig geplant und or- 
ganisiert. Militärische Ausmaße wurden erreicht. 



Die mitgeführten Krankenwagen bewiesen, daß man 
mit Verletzten oder gar Toten rechnete! 

Die Feldküche, daß man sich sogar für den Bela- 
gerungszustand gerüstet hatte. 

Dieses Vorgehen des Staates und der Polizei 
gegen Jugendliche, die nur ihre eigene Lebens- 
praxis selbst in die Hand nehmen wollten, 
rechtfertigt, daß wir von einem faschistischen 
Überfall der Polizei sprechen, einer Notstands- 
^bung, die uns jetzt schon daran gewöhnen soll, 
daß man bald noch härtere und schärfere Maßnah- 
men einsetzen wird. 

Nach der Besetzung des ehemaligen Schwestern- 
wohnheimes ( Martha -Maria-Haus ) , das spontan 
von uns in Georg von Rauch Haus umbenannt 
wurde, begann für uns erst der eigentliche 
Kampf. 

Ganz am Änfang, im L e zember letzten Jahres, 
versuchte der Senat, noch zwei andere Grup- 
pen in das Haus zu zwängen - eine Eltern-Kinder- 
Gruppe und eine Gruppe ehemaliger Drogenabhängi- 
ger. Dadurch wäre unsere Arbeit unmöglich gewor- 
den. Kinder, Jugendliche und Fixer in einem Haus, 
das kann nicht gutgehenl Man wollte uns gegenein- 
ander ausspielen - doch wir hielten zusammen und 
der Senat mußte den anderen beiden Gruppen ande- 
re Räume geben. 

Ende Dezember stellte man uns geknackte Autos 
auf*8 Gelände und behauptete, wir hätten sie 
gestohlen. Merkwürdig war, daß ein Auto einem 
Polizisten gehörte. 

Verschiedene Einbrüche in der Umgebung, darunter 
in das Hauptgebäude des Bethanienkomplexes und 
in eine Araltankstelle wollte man uns in die 
Schuhe schieben . Sämtliche Delikte, so wußte 
die BZ zu berichten, ständen im Zusammenhang 
mit den Besetzern des ehemaligen "Martha-Maria- 
Hauses" . 

Die Springerpresse berichtete, wir hätten einen 
Vater brutal zusammengeschlagen, weil seine 
^Tochter sich im Rauch Haus aufhalten sollte. 

Die Richtigstellung des Vaters brachte die BZ 
leider nicht. 

Im März dieses Jahres standen * neß Abends zwei 
Hundertschaften der Bereitschaftpolizei vor 
unserem Haus, um das seit Wochen srmißte Tüi 
kenmädchen rauszuholen. Das Kind war natürlich 
nicht bei uns , was Neubauer und seine Komplizen 
auch wußten. Für eie war das Kind nur ein Vorwand, 
um unser Haus zu durchetöbern. Das Kind wurde spä- 
ter tot io Landwehrkanal gefunden. 

Alle diese Verdächtigungen und Anschuldigungen 
waren aus der fcuft gegriffen. Weder Senat, Pres- 



se noch Polizei konntepirgendwelche Beweise er- 
bringen. 

Eine der größten Frechheiten des Senats war ein 
Sta„heldrahtzaun, 5 m hinter unserem Haus, der 
zu unserem "Schutz" sein sollte. Er stand keine 
5 Minuten, dann wurde er von uns fachmännisch 
abgebaut und ordnungsgemäß zurückgegeben. 
Innerhalb von 3 Tagen machte man DM 3000, — 
für diesen Zaun locker, den wir abgelehnt hat- 
Die ganze Zeit vorher hatte man keinen 
Pfennig, um für 65 Leute eine anständige Wasch- 

maschine anzuschaffen. 

gleichen Zeit begann man jede Menge Bäume 
rund um unser Haus und in den anderen Parkanla- 

gen zu fällen, wo sowieso nur so wenig Bäume in 
unserer Gegend sind. 

die Bäume abzuholen, forderten wir vom 
Senat, das Bethaniengelände für die 
Bevölkerung zu öffnen. 



Kreuzbergei 



Politik der Senat verfolgt 

“»* in Ghetto verwandeln, 
in ein -Hel«- f Ur A s021ala . 

Uneere Politieohe „„„ Ha 

über Kapitalistpn 

> Senat und Polizei sind ih- 
nen zu gefährlich geworden. 

Wenn wir uns gegen P i na e , 

einen Zaun wehren, dann weh- 
ren wir uns gegen di. /m 

w ... e ’ dle ibn gegen unseren 

Willen aufstellen. 

Die BVG wird von unseren 

, ... ren Steuergeldern finan- 

ziert. Wenn wir unq 

gegen die Fahrpreiserhöhung 

wehren, wehren wir 

t uns die ständige Preis 

treiberei der 

rnehmer und des Senats. 

Man will uns um t> 4 

und Kollegen trennen ^ ^ NaChbSrn 

sehen alle unter g roßen ^ SOmehr ’ als inzwi " 
gefunden haben und wir Neuigkeiten Arbeit 

Probleme im Kollektiv g * leTnt hab en, unsere 
sen . Se und besser zu lö- 

Jahrzehntelang haben es di. + 

geheime und Juge&inrichtun StaatUchen ^or- 
Jugendlichen kaputt und geSChafft ’ die 

innen keinen anderer 4 Unmundl € zu machen und 

Und ^^^zu'ilslen! 11 ' ln 

und etwas Besser^a^d^B^^ 6 ergrlffen 
ben, versuchen sie uns d 6106 gestellt ha_ 
machen, was wir uns in Lügen kaputtzu_ 

sam aufgebaut haben m ° natelanger müh- 

zentrale ^zeigt^'h 611 NeUbSUers und meiner Terror- 
zentrale zeigt aber noch mehr p» . + 

litischen Machtkämpfe inn 6 P °" 

Parteie» T.hwm lnn ^halb der SPD und der 

Lehrlinge und Schüler ?e n ihre 
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Kopie für innerparteiliche Machtkämpfe herhalten. 
Die Achse der fortschrittlichen SPDler Beck und 
Reichel versuchen, uns als Aushängeschild für 
ihre ‘Varbeiter- und Jugendfreund liehe" Politik 
zu benutzen, um von ihrem sonstigen Versagen 
abzulenken , und der rechte Flügel der SPD um 
Neubauer will uns benutzen, um den linken Flü- 
gel und die ref ormerischen Kräfte abzuschießen. 
War am Dienstag von I. Reichel noch im Fernsehen 
zu hören, wie gut unser Projekt vorangeschritten 
ist und daß sie das Projekt unterstützt, folgt 
am Mittwoch darauf gleich Neubauers Gegenschlag, 
in dem er uns zu Mördern und Kriminellen abstem- 
pelt . 



Der AKS fordert die Kollegen auf, sich mit 
den Jugendlichen des Georg v. Rauch Hauses 
zu solidarisieren. Diese Solidarität sollte 
sich aber nicht nur auf Sympathiegefühle be- 
schränken: 

- Diskutiert mit Kollegen in den Ämtern! 

- Unterstützt ähnliche Projekte in anderen 
Städten! 

- Spendet Geld für die Jugendlichen des 
Georg v. Rauch Hauses! 

Geld wird dringend benötigt zur Führung ver- 
schiedener Prozesse aufgrund des Polizei- 
terrors, für Reparaturen der von der Polizei 
angerichteten Verwüstungen und für den wei- 
teren Ausbau des Georg v. Rauch Hauses! 



Wir sehen hierin keinen Einzelfall. Der jüngste 
Überfall reiht sich in eine Folge von Maßnahmen 
des SPD-Senats ein. 

1^^ Jungarbeiter- und Schülerzentrum Beiziger 
Straße (Flamingo-Club) wurde geschlossen, als 
die Jugendlichen begannen, ihre Arbeit selbst 
zu organisieren. Als der Club Tanz- und Rausch- 
giftschuppen war, hatte der Senat nichts an ihm 
auszusetzen . 

Am 12.4.1972 wurde das Jugendzentrum Tiergarten, 
Lützowstr. 3 auf Anordnung des Bezirksamtes abge- 
rissen. Hier hätten die Jugendlichen ihre Vor- 
stellungen verwirklichen können. 

Das Bezirksamt und der Senat schwangen schöne 
Worte wie: "wir sind verhandlungsbereit, wir 
halten das Projekt für förderungswürdig." 

Im entscheidenden Punkt zeigte sich ihre wahre 

Einstellung: Sie sagten, sie hätten kein Geld - 
* 

doch für den Abriß des Hauses machten sie 180.000 
DM aus Steuergeldern locker. Warum wurde das Geld 
Mk den Abriß ausgegeben und nicht für den Aufbau 
<ies flugendzentrums Lützowstr.? 



Solange Jungarbeiter, Lehrlinge und Schüler nur 
tanzen, fernsehen und Drogen nehmen, ist alles 
okay. Aber fangen sie an, ihre Freizeit selbst 
zu gestalten, schließt der SPD-Senat die Häuser 
und stoppt die Aktivitäten. Der Senat ging beim 
Georg von Rauch Haus in der üblichen Weise vor. 
Erst gab er dem Haus finanziell Unterstützung, 
um sich einen fortschrittlichen Anstrich in der 
Bevölkerung zu geben, um dann anschließend un- 
ter vorgeschobenen Gründen die Aufbauarbeit zu 
blockieren. 

Um richtig zu stellen, was wirklich passiert 
ist, haben wir diesen Artikel gemacht. 

Wir wissen, daß wir uns nur gemeinsam gegen 
die politischen und wirtschaftlichen Angriffe 
der Kapitalisten und des SPD-Senats wehren 
können! 



Spendcnkonto : jugendzentrum e.v 

BERLINER BANK 500/07/262/53 

Mit dem Jugendkollektiv des Georg von Rauch 

Hauses haben sich bisher solidarisiert! 

- die Erzieher aus dem Kinderhaus am Pufchs- 
stein, Berlin 

- Sozialarbeiter des Jugendamtes Kreuzberg 
von Berlin 

- die Schüler der Klasse 13 s der Dreilinden- 
schule Berlin 

- die sozialistische Zelle Physik und Mathema- 
tik der Freien Universität Berlin 

- Studenten der Technischen Fachhochschule Berlin 

- Studenten der Fachhochschule für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik Berlin 

- 400 in der Ausbildung befindliche Erzieher 
des Pestalozzi-Fröbel-Hauses , des Friedrich- 
Fröbel-Hauses 'und des Oberlin-Seminars Berlin 

- die Gruppe internationaler Marxisten Berlin 

- das Vietnamsolidaritätskommit tee Berlin 

* das Friedrich-Engels-Kollektiv , Berlin-Rei- 
nickendorf 

- Jugendliche vom Schöneberger Jungarbeiter- 
und Schülerzentrum, Berlin 

- die Gruppe Soziale Revolution 

- die Studenten der evangelischen Fachhochschule 
für Sozialarbeit Berlin 

- der kommunistische Jugendverband Deutschlands, 
Landesverband ^esoberlin 

- die Schwarze Hilfe Berlin 

- das Aufbaukollektiv für ein autonomes Jugend- . 
Zentrum Tiergarten (Berlin) 



Anzeige : 

Sozialarbeiter für Randgruppenarbeit ab sofort 
gesucht ! ! I Bezahlung nach BAT. 

Tel.: (o311) 84 14 13 oder (abends) 881 58 32 



KAMPF FÜR SELBSTORGANISIERTE FREIZEIT 



Dies ist ein Bericht über einen vorläufig ge- 
scheiterten Versuch, eine von politischen Insti- 
tutionen unabhängige , selbstverwaltete Jugend- 
freizeitarbeit zu realisieren. 

Gescheitert ist dieser Versuch daran, daß er 
nicht in das Konzept einer Jugendarbeit paßt, 
die den Jugendlichen lediglich als Objekt be- 
greif t. Gescheitert ist dieser Versuch aber vor 
allem deshalb, weil er das "Naturgesetz” kapi- 
talistischer Eigentumsverhältnisse in Frage 
stellte. Zum scheitern gebracht wurde er durch 
die derzeitigen Sachwalter dieser Verhältnisse, 
die amtierenden Charaktermasken des Kapitals 
von der SPD. 

Am 19.3.72 besetzten mehrere Gruppen von Lehr- 
lingen, Studenten und Schülern ein seit etwa ei- 
nem Jahr leerstehendes Fabrikgebäude in Berlin 
Tiergarten, Lützowstr. 3 • 

Es handelte sich um Gruppen, die seit langem 
ein Haus suchten,um mit Arbeiter jugendlichen 
und -Kindern ein Freizeitzentrum aufzubauen 
und die für die Nutzung der besetzten Räume 
bereits ein Konzept ausgearbeitet hatten.: 

Im Parterre sollte eine Kf z-Werksta tt einge- 
richtet werden, im 1. Stock wollte eine Gruppe 
gemeinsam mit Kindern aus der Umgebung eine 
Spielstadt aufbauen, im 2. Stock sollte eine 
Kneipe eingerichtet werden, im 3 *Stock wollte 
man Redaktion und Druckerei für eine Lehrlings- 
zeitung einrichten, im 4. Stoch waren Proben- 
räume für die Theatergruppe sexpol und Dis- 
kussionsräume vorgesehen, Im Dachgeschoß 
wollte eine Filmgruppe ihre Arbeitsräume ein- 
richten. 

Um einen Polizeieinsatz zu vermeiden, wurde 
gleich nach der Besetzung ein Vertreter des 
Bezirksamtes benachrichtigt . Noch in der Nacht 
erschien Tiergartens stellvertretender Be- 
zirksbürgermeid ter Wurche (SPD) nebst 2 Stadt- 
räten und sicherte zu, daß vorläufig die Poli- 
zei das Gebäude nicht räumen werde. Außerdem 
versprach er, daß man unter be^^rmmten Bedin- 
gungen - über die man am nächsten Tag ver- 
handeln werde - bereit sei, den ~~up’pen das 
Haus zu überlassen. Für Montagmorgen wurde 
der 1 .Verhandlungstermin vereinbart. Hier 
stellten sich dann die Sachverhalte folgender- 
maßen dar:Der Hausherr des Gebäude®, die Abt. 
Finanzen des Bezirks Tierga rten, hatte , nach- 
dem ihr Versuch einen Mieter zu finden geschei- 
tert war, den Abriß des Hauses in diesem Jahr 
vorgesehen. Dafür waren bereits loo 000 Mark 



bereitgestellt . In etwa 8-10 Jahren wird das 
Grundstück für den Ausbau der Stadtautobahn 
benötigt. 

Der stellvertretende Bürgermeister und Bau- 
$tadtrat Wurche erklärte zunächst, daß man de # n 
Plänen der Jugendlichen ”im Prinzip positiv” 
gegenüberstehe. Er nannte 3 Bedingungen unte r 
denen der Bezirk bereit sei, einen Nutzungs- 
vertrag abzuschließen.: I.Es müsse ein Träger 
benannt werden, 2. Der Träger müsse die Sicherheit 
im Haus garantieren, 3. Der Senator für Jugend 
und Sport müsse die Förderungswürdigkeit des 
Juge nd Zentrums anerkennen. 

Diese Bedingungen wurden akzeptiert , mit Aus- 
nähme der als Monatsmiete verlangten 5oo Mark. 
Die Gruppen gründeten einen Verein und brach- 0 
ten am Abend des gleichen Tages das Gründungs - 
Protokoll versehen mit den Namen von 7 Vor- 
standsmitgl« rdern ins Bezirksamt. 

Kurze Zeit darauf wurde die Gruppe aufgefordert, 
das besetzte Haus noch am gleichen Tag bis 2 
Uhr nachts zu verlassen. Mit der freiwilligen 
Räumung sollten sie ihre Verhandlungsbereit- 
schaft dokumentieren. 

Die Gruppen entschieden sich -falls die Poli- 
zei käme - für passiven Widerstand und 
blieben. Inzwischen erschien der Stadtver- 
ordnete Lenke (SPD) und versicherte , da ß ein 
Polizeieinsatz nicht vorgesehen sei und daß 
seine Fraktion das Projekt unterstütze. 

Die Gruppen fielen auf diese - wie sich spä- 
ter herausstellte- Finte herein ,die meisten 
von ihnen gingen nach Hause. Als gegen 6 Ä 
Uhr morgens 150 Polizisten mit Wasserwerfern 
und sonstigem schweren Gerät erschienen, ver- 
ließen die noch im Hause verbliebenen 22, 
ohne Widerstand zu leisten, das Haus. 

Die Polizei riegelte das Jugendzentrum mit 
einer Sta cheldrahfba rriere ab und riß außer- 
dem die Straße auf | um das Hauptstromkabel zu 

unterbrechen. 

Nach der Zusicherung von Lenke und der betonten 
Gesprächsbereitschaft des Bezirksamts bedeu- 
tete diese Räumung eine offene Provokation. 

Doch der Versuch, die Besetzer zu kriminali- • 
sieren gelang nur halb.*BZ*und "Bild" konnten 
ihre Versuche in dieser Richtung nur auf 
einen angeblich von der Polizei gefundenen 
W 2-Liter Molotow-Cocktail” und einige umher- 
liegende Pflastersteine stützen. 

Trotz dieser Provokation entschlossen sich die 
Gruppen auf die erklärte Verhandlungsbereit- 
schaft des Bezirksamts einzugehen. 
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Mehrerre Male trafen sich die Jugendlichen 
mit Vertretern des Bezirks Und des Jugendsena- 
tors. Ihre Forderung war: Geld für vorläufige 
Einrichtung und Haftpflichtversicherung. 

Sie erklärten ihre Bereitschaft , die notwendi- 
gen Renovierungsarbeiten selbst zu übernehmen. 

Dies Angebot blieb ohne positive Resonanz. 

Einziges und stereotypes Argument der Senats- 
vertreter: Es sei nicht rentabel, noch Geld in 
ein Haus zu investieren, das sowieso in 8-10 
Jahren abgerissen werden solle. 

Außerdem seien die looo ooo Mark für den 
Abriß vom Abgeordnetenhaus gesetzlich festge- 
legt. 

Eine seltsame Rechnung:Das leerstehende Haus 
zu "unterhalten” kostet monatlich 5oo Mark. 

Warum eigentlich sollten die jugendlichen In- 
teressenten diese Summe zahlen, nachdem ja auch 
schon vorher das Geld ausgegeben wurde, wenn 
au^^ohne "Nutzeffekt"? 

Einziges Vehandlungsergebnis : Die Zusage des 
Bezirks, den Abriß des Hauses vorerst aufzu- 
schieben. (Auch dies wurde später nicht einge- 
halten) 

Die faktische Ergebnislosigkeit der Verhand- 
lungen ist anschauliche Gegenwartskunde über 
die Reformpolitik der SPD, die in allen gesell- 
schaftlichen Bereichen lauthals Reformen ver- 
spricht, aber wenn es darum geht, konkret ein 
fortschrittliches Projekt selbstverwalteter 
Jugendarbeit finanziell abzusichern, sich 
ängstlich auf formal juristische Positionen 
zurüökzieht . 

Mehr noch :An diesem Beispiel zeigt sich die 
Borniertheit und Phantasielosigkeit von 
K^^unalpolitikern, die nicht begreifen 
können, daß leeere Räume in einem dichtbe- 
völkerten Gebiet nicht leer bleiben müssen 
und die es deshalb nötig haben, als Symbol für 
Allmacht der Institution diese Räume durch 
Stacheldraht"schützen " zu lassen. 

Das Bezirksamt wußte nichts mit den leeerstehen- 
den Räumen anzufangen. Die Gruppen die das 
Haus besetzten hatten dagegen-wie ihr Kon- 
zept beweist- Ideen zu seiner Nutzung. 

Angesichts der sterilen staatlichen Jugend- 
heime und der allgemeinen Frei^l'tüTisere 
wollten sie sich hier die Möglichkeit schaffen, 
sich ungezwungen über ihre Situation in 
Schule und Betrieb zu unterhalten, die Möglich- 
keit zu lernen, sich für ihre Bedürfnisse und 
Interessen aktiv einzusetzen. Aber soziale 
Phantasie »Spontaneität und Solidarität 
sind offenbar Kommunalpolitikern f die objektiv 
kapitalistische Interessen vertreten^ mehr 
als suspekt. 



Es soll an dieser Stelle nicht unerwähnt 
bleiben, daß die F. D. P. , derzeit auf "Profil" 
und Wählerstimmen bedacht »wesentlich mehr 
Gedankenarbeit zum Verständnis der Jugend- 
lichen investiert hat. In einem Brief an das 
Bezirksamt Tiergarten vom 28.3*72 heißt es: 

"Der Plan des Jugend Zentrums Tiergarten ist 
nach uns bisher bekanntgewordenen Einzelhei- 
ten ,zur Überwindung des Funkt ionsverlusts ' 
traditioneller Jugendfreizeitarbeit beizutra- 
gen. ...Die Ernsthaf igkeit der Bemühungen der 
Jugendlichen kann nach der widerstandslosen 
Räumung des besetzten Gebäudes nicht mehr 
bestritten werden. Die Besetzung selbst hat 
unseres Erachtens mehr politische als recht- 
liche Relevanz, da es ohne diese Maßnahme den 
Jugendlichen nicht möglich gewesen wäre, 

*drksam auf die sinnvolle Nutzung eines für 
spätere Jahre zum Abriß bestimmten Hauses 
hinzuweisen. " 

Nach dem Scheitern der Vehandlungen entschlossen 
sich die Jugendlichen, off entlieh auf die Be- 
hörden Druck auszuüben. 

Am 3o.3. wurde vor dem Bezirksamt Tiergarten 
ein"Happening" veranstaltet . Mit 2 nicht mehr 
funktionsfähigen Autos wurde die Straße 
blockiert und der Verkehr umgeleitet. 

Symbolisch wurde eine "Exil-Kfz- Werkstatt" 
errichtet , indem man einfach begann, die Autos 
auf der Straße zu reparieren. Gleichzeit ig 
wurden Flugblätter verteilt, die die Bevölke- 
rung zur Solidarität mit dem Jugendzentrum 
aufrief en. Die Aktion war, wie alle vorhergehen- 
den auch, vollkommen gewaltlos .Unverhältnis- 
mäßig war demgegenüber die Reaktion der 
Polizei. Mit Gummiknüppeln und gezogener Pistole 
wurden wahllos Jugendliche herausgegriffen und 
willkürlich festgenommen. Auch bereits im 
Mannschaftswagen sitzende Jugendliche , die sich 
nicht wehrten, wurden brutal zusammengeschlagen. 
Ein Vertreter der Jusos, der dabei Dienstnummern 
verlangte »wurde von Polizeibeamten mit Knüppeln 
bedroht. Man versuchte, ihn in einen Mannschafts- 
wagen hineinzuschieben. Bei einem Handgemenge 
an einem der Autowracks wurde ein Polizist 
mit roter Farbe, die zum malen der Schilde# 
bereitstand, beschüttet. Das steigerte noch die 
Aggressivität der Polizei. Von ca. 160 Jugend- 
lichen wurden mindestens 19 festgenommen. 

Sich spontan bildende Diskussionsgruppen von 
Passanten und Jugendlichen wurden auseinander- 
getrieben. Die ünverhältnismäßigkeit der 
Mittel, Knüppel und gezogene Pistolen gegen 
ein harmloses Kfz-Happening, kennzeichnet 
polizeistaatliche Methoden. Aber , wie es in 
einer Presseerklärung der Jusos Tiergarten 



richtig heißt :"Der Einsatz von Knüppln 
und vorgehaltener Pistole kann die Solidari- 
tät der Jugendlichen nicht verhindern. Er 
macht sie erst politisch einsichtig ." 

‘Die Zusage, den Abriß auf zuschieben , hielt das 
Bezirksamt nicht ein, Im Gegenteil, am 12. 

April wurde das Haus vorzeitig abgebrochen. 

Die fadenscheinige Begründung des Bürgermeister 
Karnatz ,der Abriß habe ausschließlich fiskali^is 



sehe Gründe, wurde ergänzt durch den zynischen 
Hinweis, daß in Tiergarten bereits ^Jugendheime 
vorhanden seien, die bislang noch '^Reserven’ ( 
hätten. Aus dem Kreis der in Tiergarten an- 
sässigen Jugendlichen sei bisher kein Wunsch 
nach zusätzlichen Räumlichkeiten geäußert 
worden. Die Besetzer der Lützowstr.3 dagegen 
seien nicht in Tiergarten beheimatet (!) 

Der Lokalpatriotismus kennt in Berli n viele 
Grenzen, offenbar auch die zwischen den Bezirken. 
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ANZEIGEN 



Für Jugendwohngemeinschaft in Essen suchen wir 
zwei Sozialarbeiter . 

Auch Ableistung des Anerkennüngs jahres möglich. 
Bezahlung nach BAT IV a, Kilometerpauschale, 
geregelte Arbeitszeit. 

Teilnahme an anderen politischen Projekten 
(Stadtteilarbeit) möglich. Supervision: .hier- 
archische Institution. 1 

Bed ingungen i Bereitschaft zur Teamarbeit, Fähig- 
keit zur selbständigen Arbeit, sozialistischer 
Erziehungsansatz, aber kein Wortradikalismus, 
Verständnis für Sozialisationsprozesse bei ehe- 
maligen Heiminsassen . 

Das Kollektiv umfaßt sechs männliche Jugendliche 
aus der FE. 

Mitarbeiten Zwei Sozialarbeiter, Ersatzdienst- 
leistender, Praktikant (in), Sekräterin. 

Näheres über Verein soziale Jugendarbeit . 

43 Essen-Steele, Hünninghausenweg 31 , Tel.* 

51 43 51 



dagogisohe Hilfskraft (möglichst männlich) 
Halbtags für Arbeit mit Kindern in Notunter- 
künften gesucht. Bezahlung nach BAT. 

Tel.i (o31l) 84 14 13 oder (abends) 881 58 32 



In der evangelischen Schülerarbeit Baden ist 
umgehend die Stelle eines (einer) 

haupta mtlichen Mitarbeiters (Mitarbeiterin ) 
i_m evangelischen Schülerpfarramt Baden 
zu besetzen. < 1 

Gesucht wird ein Mitarbeiter mit einem akade* 
mischen Abschluß (Sozialwissenschaften, Erzie- 
hungswissenschaft, Sozialpädagogik, Psychologie 
o.ä.), der sich an Planung und Durchführung 
regionaler und überregionaler Tagungen und Frei- 
zeiten beteiligt. 

Bewerbungen sind zu richten an den Evangelischen 
berkirchenrat , 75 Karlsruhe, Blumenstraße 1. 

A uskunft * Evangelisches Schülerpfarramt Baden, 
P^o?r lsrul:ie » Kriegsstraße 97 a, Tel.* 

( o721 ) 2 3t 03. 



Team sucht für emanzipatorische Kinder- und 
Jugendarbeit in der Altstadt Berlin-Neukönns 
(Arbeiterbevölkerung) zwei Mitarbeiter( innen) 
Gehalt bis BAT V. 

Auskünfte und Bewerbungen * 

Martin-Luther-Gemeinde, 1 Berlin 44, Fuldastr.50 






neues spk-konto beachten 

Ab NUMMER 23 



PRAKTIKANTEN FORDERN 

Es ist seit längerem bekannt, daß die Sozialar- 
beiter in der Praxis die Praktikamten von Fach- 
hochschulen nur in den seltensten Pillen opti- 
mal in die Arbeit einführen. Dieses Thema wurde 
auf einer Arbeitsbesprechung eines Westberliner 
Bezirksamts von Sozialarbeitern und Praktikan- 
ten durchdacht. Folgende Punkte spielten eine 
Rolle: 

1* In der bisherigen Praxis wurde deutlkrh, daß 
die Anonymität des Amtes und die do rt herr- 
schenden hierarchischen Strukturen, starke An- 



MITENTSCHEIDUNG 

fangsängste und Abneigungen gegen das Amt und 
dieses vorgeschriebene Praktikum bei den Prak- 
tikanten hervorrufen. 

2. Die Tatsache, daß ein Praktikant nur einem 
Anleiter zugeteilt vird, schafft ein Abhängig- 
keit s verhäl tni s . 

3: Häufig wurde ein Wechsel des Anleiters für 
den Praktikanten negativ ausglegt, so daß er 
unterblieb und die Zeit, die für das Prakti- 
kum zur Verfügung stand, konnte nicht optimal 
genutzt werden. 



Für die Einstellung von Soziulärüeiter-Prak- 
tikanten sollte deshalb der folgende Ablauf 
verbindlich sein. 

!• Anfrage des Praktikanten 

2. Einführendes Gespräch zischen dem Ausbil- 
dungsleiter und dem Praktikanten 

3. Gespräch zwischen dem einzustellenden 
Praktikanten und den bereits tätigen Prakti- 
kanten, um eine offene Information Uber die Ar 
beitssituation zu erhellten. 

4. Beteiligung des einzustellenden Praktikan- 
ten an einer Arbeitsbesprechung. (Eine Rege- 
lung über die Schweigepflicht muß noch ge- 
troffen werden). Dabei soll den Praktikanten 
die Möglichkeit gegeben werden, sich vorzu- 
stellen. 

5. Gespräch zwischen den Praktikanten, den zur 
Verfügung stehenden Anleitern und dem Ausbil- 




dungsleiter. (Auf lange Sicht ist noch za dis 
kutieren, ob ein Anleiter nicht mehrere Prakti 
kanten betreuen kann oder ob eine Grüppenbe 
treung möglich ist, da die Anzahl der Praktikan- 
ten ständig zunimmt. 

6. Der Sozialarbeiter und der Praktikant ent- 

scheiden gemeinsam, wer mit wem zusammen arbei- 
tet. , 

7. Schriftliche Bewerbung 

8. Einstellung 

9. Der Praktikant muß während seines Praktikums 
die Möglichkeit haben, sich mit den anderen So 

zialarbeitern auseinanderzusetzen und sich bera 

ten zu lassen. 

10. Recht auf Wechsel, falls das trotz dieser 
Neuregelung noch erforderlich sein sollte. 



AUSBILDUNG "UNTER DEM EVANGELIUM” 

( ZUR üCHLDsüUNG Dü-R lACHHGCK^CliüLt lußAlGfcBURG ) 



In der SPK Nr. 21 (28.2.72) berichteten wir 
über die Vorgehensweise der Evangelischen Lan- 
deskirche Berlin bei der Gründung ihrer Fach- 
hochschule. Da-$ die Kirche bei der Durchsetzung 
ihrer Interessen nicht gerade pingelig ist, 
stellt keine Erkenntnis unseres Jahrhunderts dar. 
Trotzdem muß die Ignoranz erstaunen, mit der 
sich auch heute noch Kirchenleitungen über die 
gesellschaftlichen Notwendigkeiten hinwegsetzen, 
obwohl auch in den Kirchen die progessiven Kräfte 
hmen. 

es sich bei den Vorkommnissen der Gründung 
der Evangelischen Fachochschule für Sozialarbeit 
in Berlin nicht um einen Einzelfall handelt, 
macht das Vorgehen der Kirchleitung in Ludwigsburg 
deutlich. 

Der folgende Artikel entstand anhand der von den 
Studenten dieser Ausbildungsstätte erarbeiteten 
Dokumentation und Presseveröffentlichungen. 

Das Redaktionskollektiv 



Am Mittwoch, dem 26.1.1972, 16 Uh-r. wurde dem 
ASta der Höheren Fachschule (Fachhochschule) 
für Sozialarbeit in iudwigsburg mitgeteilt, daß 
der Träger der Schule, die Evangelische Landes- 
kirche Württemberg, sich entschlossen hat, keine 
Fachhochschulausbildung auf Dauer durchzuführen, 
d.h. die Schule wird aufgelöst. 

Obwohl den derzeitigen Studenten zugesichert wur- 
de, sie könnten ihre Ausbildung abschließen, wur- 



de am Donnerstag sofort eine außerordentliche 
Vollversammlung einberufen - der Unterricht wurde 
bis auf weiteres niedergelegt. 

In der von 9 bis 17 Uhr dauernden Sitzung verab- 
schiedete die Studentenschaft einstimmig folgende 
Resolution : 

Am 26.1.1972 teilte der Oberkirchenrat der Evan- 
gelischen Landeskirche in Württemberg der Schul- 
leitung seinen Beschluß mit, die Höhere Fachschu- 
le (HFS) aufzulösen. 

Dies bedeutet: 

1 . Im Wintersemester 72/73 keine Aufnahmen 

2. Verminderung der Studienplätze 

3. Verschärfung des Numerus Clausus 

4. Keine Studienplätze für den Vorkurs 

5. Studie&bbruch des jetzigen 1. Semesters nach 
dem Grundstudium 

6. Im Gegensatz zu den Sonntagsreden der Bildungs- 
politiker eine weitere Beschneidung des zwei- 
ten Bildungswegee 

Um die jetzigen Studierenden zu beruhigen, wird 
vom Oberkirchenrat ein formaler Hochschulab- 
schluß zugesichert. Diese Zusicherung kann er 
jedoch nicht geben, da die Entscheidung des Kul- 
tusministeriums aussteht. Außerdem ist damit zu 
rechnen, daß die meisten Dozenten abwandern. 

Es handelt sich um eine bewußte Irreführung, 
denn der Vorschlag, unsere Studierenden an 
anderen HPS (FHS) unterzubringen, ist unmög- 
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lieh: 

So wurden an der HFS Ludwigsburg 300 Anfragen 
und 71 Bewerbungen registriert. An anderen Schu- 
len ist dies ähnlich. 

Daß die finanzielle Situation nicht der eigent- 
liche Grund sein kann, unsere Schule aufzulösen, 
wird deutlich, wenn man sich vor Augen hält, daß 
die Landeskirche Württemberg noch 1970 die Badi- 
sche Landeskirche bei der Errichtung der FHS 
Freiburg finanziell unterstützen konnte. 

Außerdem hat das Land Baden-Württemberg eine 
Kostenübernahme von 50$ der laufenden Kosten 
bzw. 30$ der Baukosten zugesichert. 

Welches Interesse kann die Landeskirche daran 
haben, einerseits die Ausbildung von qualifi- 
zierten Sozialarbeitern an der Fachhochschule 
einzustellen, andererseits jedoch den Ausbau 
der Fachschule Karlshöhe (Kirchliches Ausbil- 
dungszentrum) voranzutreiben, die in kürzerer 
Zeit zum entschieden minderqualifizierten So- 
zialassistenten ausbilden soll. 

Die Landeskirche zieht den Sozialassistenten 
als billigere und bequemere Arbeitskraft dem 
Sozialarbeiter vor. Sie kann kritische Sozial- 
arbeiter, die Sozialarbeit als politisches und 
nicht nur als caritatives Handeln begreifen, 
nicht brauchen. Deshalb sabotiert sie deren 
Ausbildung. 

Die Studentenschaft der HFS (FHS) Ludwigsburg 
und der Vorkurs fordern: 

-konsequente Weiterführung des Studienbetriebs 
-Neuaufnahmen zum Wintersemester 72/73 
-garantierte Aufnahme des Vorkurses 

Die Studentenschaft erkennt einhellig, daß 
sie nicht nur den Kampf um die eigene Ausbil- 
dung führen, sondern auch massiv für die Erhal- 
tung und den Ausbau der Studienplätze eintreten 
muß . 

Sogar Kultusminister Hahn erkennt die ”wachsende, 
Bedeutung” der Sozialarbeit i ”Die individuelle 
Gefährdung der Menschen in der technisierten 
Gesellschaft, die sich in der Suchtgefahr, 
einer gewissen psychischen Labilität vieler 
Menschen und der Zunahme bestimmter Straftaten 
äußert, bedarf dringend der praktischen Arbeit 
der Sozialpädagogen und Sozialarbeiter.” 

Es ist für jedermann einzusehen, daß die Schlie- 
ßung einer Ausbildungsstätte auf einem ohnehin 
überfüllten Studienzweig die Studienmöglichkei- 
ten in drastischer Weise einschränkt. Hier wer- 
den vor allem jene betroffen, die über den 2. 
Bildungsweg ein Studium absolvieren wollen. 

Dies steht im krassen Gegensatz zu den ständigen 
Erklärungen des Kultusministeriums. 



Wie soeben zu erfahren war, besteht die Absicht, 
die Höhere FachhJhschule in Heidelberg (Caritas- 
verband )' ebenfalls aufzulösen. 

sich, daß hier dem gesamten Ausbildungs- 
, Sektor Sozialarbeit Studienplätze entzogen wer- 
den, während in Wirklichkeit - auch nach den Wor- 
ten von Kultusminister Hahn - der gesellschaft- 
liche Bedarf an Sozialarbeitern/Sozialpädago,gen 
immer mehr steigt. 

Hier vvird von Kirche und Staat die Notwendigkeit 
von qualif izierten Sozialarbeitern und Sozialpä- 
da t ogen of i ensichtlich verneint und stattdessen 
eine kürzere (und deshalb auch finanziell gün- 
stigere) Ausbildung angestrebt (Sozialassistent 

auf Fachschulebene). 

Von verschiedenen Seiten wurde und wird ver- 
sucht, durch Interventionen bei OKE und Synode 
den Auflösungsbeschluß rückgängig zu machen. 

Wie aber klar geworden sein dürfte, steht die 
Entscheidung, des OKE nicht gesondert -im Eaum, 
sondern entspricht der neuen Bildungspolitik 
der Kirche. Die Absicht der Kirche, den Aus- 
bildungsbereich Sozialwesen nur noch auf Fach- 
und Berufsfachschulen zu verlegen, ist eindeu- 
tig bekannt gegeben worden. Deshalb haben Akti- 
vitäten unsererseits, auf die Kirche einzuwirken, 
und sie zur Eevision des Auflösungsbeschlusses 
zu bewegen , keine Aussicht auf Erfolg, sondern 
sind Einsetzen kostbarer Zeit und Energie am 
falschen Platz. 

Wenn sich auch mehrere ”f ortschrittliche” Syno- 
dale für uns einsetzen wollen, so dürfen wir 
uns deshalb doch nicht der Hoffnung hingeben, 
daß auf diesem Weg noch etwas zu erreichen sei. 
Unser wichtigstes Ziel muß deshalb Übernahme ; 
und Fortführung durch das Land Baden-WürttembeJrg 
sein, da das Land letztlich für den Bildungsbe- 
reich verantwortlich ist. 

Zeitraubende Diskussionen auf Seiten der Kirche 
schieben die Sache nur auf die lange Bank und 
liegen nicht im Interesse der Studenten, weil 
die letzten Chancen zur Erhaltung der HFS tot- 
geredet werden. Wie die jetzige Handhabung der 
Verhandlungen zeigt, sind beide Parteien be- 
müht, im Falle der endgültigen Auflösung der 
HFS die Verantwortung hierfür nicht zu tragen. 

Die Aktivitäten im kommenden Semester müssen 
von den gleichen Grundsätzen getragen werden 
wie bisher: 

-Solidarität: aller Studenten 
-Konsequentes Beibehalten der Forderungen 
“Aufklärung der Öffentlichkeit 

Pie Situation an der HFS Ludv ' b .rg ist kein 






Zufall, kein Einzelfall. 

Die kirchliche unid staatliche Bildungspolitik 
zielt auf Minderqualifizierung und Kostenerspar- 
nis ab. 

Informationskollektiv der HFS Ludwigsburg 



LETZTE MELDUNG : 

Am 21.4.72 entschied die evangelische Landes- 
synode die Schließung der Ludwigsburger Ausbil- 
dungsstätte* Dies bedeutet, daß 1973 weitere 
1 20 Studienplätze für die Sozialarbeiterausbil- 
dung fehlen werden. Die Studenten sollen ihre 
Ausbildung an der FHS Reutlingen fortsetzen 
können. Aber auch hier legte sich die Landes- 

« che nicht längerfristig fest, ist doch das 
utlinger Modell* ausdrücklich nur bis auf 
weiteres vorgesehen, wobei klar gesagt wurde, 
daß für die Kirche eine Fachhochschule im Hin- 
blick auf die Unsicherheit in der Hochschulge- 
samtplanung auf die Dauer nicht zu empfehlen 
ist. 

Dies könnte sich nur dann ändern, wenn bestimm- 
te Voraussetzungen erfüllt sind, die der Syno- 
dalbeschluß vom 21 . 4.72 sehr konkret benenntt 
- angemessene Vertretung der Landeskirche in 
den Gremien der HFS-Träger, 

- Gewährleistung, daß dem Träger der HFS in 
allen wichtigen Angelegenheiten die letzte 
Entscheidung zukommt , 

- Verankerung der Theologie im Pf lichfachbereich , 
um eine Schule *unter dem Evangelium zu haben*, 
ie *diakonisch profilierte Sozialarbeiter* 
eranbildet, die ihre spätere Arbeit als 
‘Dienen im Namen Jesu Christi* verstehen. 



BEITRAG ZUR LERNTHEORIE: 

VERSUCH und IRRTUM (?) 

DOKUMENTATION ZUR WAHL DES LEITENDEN FÜRSORGERS 



In der vorliegenden Dokumentation ist der Prozeß 
beschrieben, vie eine kleine Gruppe in der Fami- 
lienfürsorge der Abt. Jugend und :Sport (Jugend- 
amt) des Bezirksamts Zehlendorf Mitbestimmung 
am Arbeitsplatz versucht hat. Dieser versuch wax 



eine Konsequenz der seit 196d .geführten Diskus- 
sion über die Situation am Arbeitsplatz. Als 
zum 1. 6. 72 die Stelle des Leitenden Fürsorgers 
neu zu ‘besetzen war, haben die Zehlendorfer Kol^ 
legen die Diskussion über die Funktionen der 
Leitung aufgegriffen und die Mitwirkung an der 
Besetzung der Stelle gefordert. , 

-Dieser Versuch ist gescheitert und im März 1972 
veröffentliche ein Teil der Zehlendorfer Kolle- 
gen nachstehende Dokumentation. 

Dokumentation 

In der Arbeitsbesprechung der Fafü am 1.4.1971 kündet 
die Leitende Sozialarbeiterin an, daß sie ihre Pen- 
sionierung beantragt hat und mit dem 31.5.1971 aus- 
scheiden wird. Spontan wird in dieser Arbeitsbespre- 
chung über die eigentlichen Funktionen eines Leiten- 
den Sozialarbeiters, die geltende Unterschriftsbefug- 
nis und die im Geschäftsverteilungsplan auf geführten 
Arbeiten gesprochen. 

Die beiden bestehenden Arbeitsgruppen arbeiten sofort 
Papiere aus, die in der nachfolgenden Tagung zur Dis- 
kussion stehen. 

Am 14.4.1971 findet im Gewerkschaftsheim in Wannsee 
eine ganztägige Tagung statt, an der nur Mitarbeiter 
der Fafü ( 20 von 22 ) teilnehmen. Die Diskussion um 
künftige Inhalte von Lei-'tungsfunktionen steht im 
Mittelpunkt der Tagung. Außerdem stellen wir bei die- 
ser Tagung die Forderung auf, bei der Besetzung der 
Stelle mitwirken zu dürfen. 

"Teilprotokoll der Tagung der Fafü Zehlendorf vom 
14.4.1971 

Abstimmungsergebnisse : 

Zur Neubesetzung der Stelle von Amt 3 (Fafü) stel- 
len wir folgende Forderungen: 

1. Bekanntmachung aller Bewerber mit Lebenslauf 
(alle 20 Stimmen der Anwesenden sind dafür) 

2. Vorstellung der Bewerber in der Fafü unter Dar- 
legung ihrer Konzeption von den Aufgaben eines 
Leiters des Amtes 3 und ihrer Vorstellungen 
über die Zielsetzung von Sozialarbeit in der 
heutigen Gesellschaft und anschließende Diskus- 
sion. 

(alle 20 Anwesenden stimmen dafür) 

3. Personendiskussion und geheime Wahl innerhalb 
der Fajnilienfür sorge . Die Wahl ist gültig, wenn 
einer eine 2/3-Mehrheit auf sich vereint hat. 
(Ohne ... waren 18 der Anwesenden dafür, 1 Ge- 
genstimme ) 

4 . Mitwirkung bei der Besetzung der Stelle, d.h. 
Begründung des Wahlergebnisses der Fafü vor 
Personalrat und -ausschuß. (Ohne ... waren lö 
der Anwesenden dafür, 1 Enthaltung) 

5 . Grundsätzlich halten wir es für wünschenswert, 
daß der Leiter auf Zeit eingesetzt wird und ab- 
wählbar ist und bitten zu prüfen, ob dies inner- 
halb der be sunt enrecht liehen Bestimmungen mög- 
lich ist. (Ohne ... waren 17 dafür, 2 Gegenstim- 
men)" 

Am 15.4.1971 informiert die Fafü die Abteilungsleitung 
vom Tagungsergebnis. 




Am 26.4. 1971 erfolgt ein Gespräch der Mitarbeiter des 
Amtes 3 mit dem Referenten. Wir stellen dabei fest, 
daß die Vorstellungen über die Art unserer Mitwirkung 
unterschiedlich sind. Manche sprechen von Wahl, ande- 
re von Mitbestimmung, Mitwirkung und Meinungsbildung. 
Wieder andere lehnen jede Mitwirkung ab, da sie dem 
bestehenden Beamtenrecht widerspräche. Wir einigen 
uns darauf, daß der Begriff "Wahl” nicht gebraucht 
wird, da allein dieses Wort wilde Gerüchte hervor- 
gerufen hat. Die Meinungsbildung soll nach der Perso- 
nendiskussion unter den Pafü-Mitarbeitern in geheimer 
Abstimmung erfolgen. 

JugRef betont, daß eine Mitbestimmung nach dem gel- 
tenden Personalvertretungsgesetz nicht möglich ist. 

Er bringt aber klar zum Ausdruck, daß er unser vorge- 
schlagenes Bewerbungs verfahren (Bekanntmachung der 
Bewerbungen, persönliche Vorstellung, Personendiskus- 
sion und geheime Abstimmung) voll unterstützt. Er ver- 
weist ergänzend auf die seiner Meinung nach nützliche 
Einbeziehung des Personalrats. JugRef teilt die Be- 
denken einzelner Mitarbeiter nicht, die sich aus 
Rechtsgründen einer Mitwirkung in Form von Abstimmung 
nicht anschließen wollen. 

In der Diskussion über unsere Vorstellungen der Lei- 
tungsfunktionen verweist JugRef auf die Bindung durch 
den Geschäftsverteilungsplan, schließt aber eine Ände- 
rung nach gemeinsamer Erarbeitung neuer Kriterien 
nicht aus. 

Am 28.4. 1971 ist ein gemeinsames Gespräch der Fafü- 
Mitarbeiter mit JugDez, JugRef und dem Vorsitzenden 
des Personalrats. Von JugDez und JugRef erhalten wir 
die Zusage, daß alle Bewerbungen mit beruflichem Wer- 
degang uns bekannt gemacht werden und daß ein gemein- 
sames Gespräch mit jedem einzelnen Bewerber im Fafü- 
Kreis stattfinden soll. Diese Zusage erfolgt vorbe- 
haltlich der Zustimmung der einzelnen Bewerber. Der 
anwesende Personalratsvorsitzende will sich für die 
Beteiligung der Beamtengruppe des Personalrats an den 
Vorstellungsgesprächen einsetzen. JugDez stellt fest, 

daß unsere Funktion lediglich in der Mithilfe bei sei- 
ner Entscheidung bestehen kann. Statt des bisher übli- 
chen Dreier-Gesprächs bei Vorstellungen (JugDez, JugRef 
Bewerber) würde im angestrebten Verfahren lediglich 
der Rahmen erweitert werden. JugDez weist darauf hin, 
daß er die gemeinsam erarbeitete Empfehlung an den 
Personal aus schuß geben kann. Er betont, daß nach sei- 
ner bisherigen Erfahrung seiner Empfehlung immer ent- 
sprochen worden ist. 

Die Ausschreibung der Stelle soll in def Zeit vom 30. 4 , 
bis 21.5.1971 erfolgen. An dem Text der Ausschreibung 
können wir nicht beteiligt werden. In der Folgezeit 
holen wir ständig Informationen über die inzwischen 
evtl, vorliegenden Bewerbungen ein. Nach Ablauf der 
Ausschreibungsfrist werden wir davon in Kenntnis ge- 
setzt, daß vier Bewerbungen vorliegen. Alle Bewerber 
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sind angeschrieben worden mit der Fragestellung, °b 
inem Gespräch mit uns bereit wären. Diese Zu- 
sage ist von allen Bewerbern gegeben worden. 

Dienstbesprechung in der Fafü unter 
Mitwirkung des Büroleiters der Abt. Jugend und Sport 
JugBL), JugRef und j ugDez- JugBL hat inzwis ohen die 
Personalakten der Bewerber erhalten und informiert 

uns über die Namen der Bewerber und deren berufliche“ 
Werdegang. ' 

£ d 2 4-6.1?7i sind Vorstellungsgespräche mit j e 

Bewerbern (einzel) über eineinhalb Stunden in Ge" 
genwart des Personalratsvorsitzenden, eines Vertreters 
e amtengruppe i m Personalrat, JugDez, JugRef und 
gesamten Fafu. Nach jeweils kurzer Einleitung 
durch JugDez haben wir die Möglichkeit, an den Bewer- 
be ZU rioh ten über seine Vorstellungen von Lei 

g u tionen, moderner Sozialarbeit etc. 

Am 24.6.1071 _ , /'‘Y 

erföi ‘ l ~ ' n&Ch der Vorstellung der vier Bewerb, 

beiden Vert^te^T ^ PerSonendiskussion mit 
Jueflef r 63 Person alrats sowie JugDez und 

JugRef. Gegen di» *.« finde t 



JugRef. Gegen die M iBOnairatS sowie Ju * D6Z 
eine «»v, • Meinung von zwei Mitarbeitern 

« .1. f.l«..,.. »«.bl. .*.* 

Arbeitern der Fafü erhält der Bewerber T 

14 Stimmen* 
der Bewerber Z 

A . „ 2 Stimme 11 » 

die Bewerber V und X erh a u , 

2-1 Mitarbeiter e.th.l, S,i "*' 

schließen sich !" ’“ h *“ S * 1 — ““ 



kai^ 

äu£ 



schließen sich von der Abst StiIIlme, 

WG « pri v« Abstimmung aus und einer 

aTl “** ‘«U»,h.en. «■* 

aere »***«• J— ‘ ' 

em i>ers °nalausschuß vertreten wo 3 

r*'““ 1 "“ «•* - - u 

falls nicht unters °hiedlicher Ansicht, die « 

des Personalen! ** *>« itZeI 

te und sagt seine UM6re fachlichen Arg “* 

Beamtengruppe g ibt 6rStUtzune zu * »«* Vertreter « 
Bewerber Z den T ZU erkenne n, daß er persönlich c 

mungsergebnis ***** WÜrde ’ aber unSeI 

dings, daß er in °. SlChtieen »ül. Er betont all« 1 

unabhängig se^ 11161 Ents °heidung im Personal?» 1 

nal rat smi tgl f e de ^ ^ Hlnblick auf die anderen P ere 

eine bindende Zusage geben kann. 
Am 20 . 7 . 197 ^ geht d .. 

habe sich für den G€rÜCht um ' der PersonalauS sC 

gesagt worden, daß " erber x entschieden. Außerdem 
recht erhalten will 41686 * Bewerber seine Bewerbung 
Daraufhin bitten w'' °'* Vr °^ er von unserem Votum w ’“ 
mation. JugDez um einen Termin zur 

In dieser Situat’ 

sonalrat die ein • * UX1S ^ ar geworden, der 

unsere Interessen^ lnStitution ist, die jetzt no« 

einige Mitarbeiter ^ 63 ^ 1611611 kann * Daher versuchen “ 

rats Kontakt aufv ** der Beam tengruppe des P erS 
nähme zu verdeutl ’ ^ n °chma'’ unsere Stei 




Am 21.7.1971 tagt der Personalrat zur Vorbesprechung. 

Am 22.7.1971 treffen sich am Vormittag verschiedene 
Mitarbeiter der Familienfürsorge, um Fragen an JugDez 
zu formulieren, der bei der Entscheidung des Personal- 
ausschusses anwesend war. Der Kreis macht sich im Per- 
sonalvertretungsgesetz sachkundig und überlegt zum er- 
sten Mal, ob die Öffentlichkeit unterrichtet werden soll 



Am Nachmittag findet ein Gespräch mit JugDez und der 
Familienfürsorge statt. JugDez informiert uns offi- 
ziell über die Personalausschußsitzung vom 16.7*1971 
und der darauffolgenden Bezirksamtssitzung (Stadträ- 
te). Die maßgebenden Gremien hatten sich entgegen un- 
serem Vorschlag - mit Gegenstimme von JugDez bei der 
Bezirksamtssitzung - für den Bewerber X entschieden. 



Hiermit hatte sich das Gerücht bestätigt. 

JugDez bringt sein Erstaunen zum Ausdruck, daß erst- 
es nach seinen bisherigen Erfahrungen einem Vor- 
schlag der Fachabteilung nicht entsprochen wurde. Er 
sieht damit seine Möglichkeiten, unsere Interessen zu 
vertreten, als erschöpft an und warnt uns generell da- 
vor, irgendwelche Schritte gegen die Entscheidung des 
Bezirksamtes zu unternehmen. Der weitere Gang des Ver- 
fahrens sollte in Ruhe von uns abgewartet werden. 

Wir entschließen uns, unsere Begründung hinsichtlich 
der Bewerber schriftlich zu fixieren, um sie dem Per- 
sonalrat als Hilfe und Grundlage seiner Stellungnahme 
gegenüber der Abt. Personal und Verwaltung anzubieten. 

Am 26.7*1971 übergeben wir unsere schriftliche Stel- 
lungnahme zu den einzelnen vier Bewerbern dem Perso- 
nalrat. Wir halten es nicht für fair, Einzelheiten 
hier wiederzugeben, weil sich darin Eindrücke wider- 
apiegeln, die die einzelnen in bezug auf ihre fachli- 
che Qualifikation als leitender Sozialarbeiter bei uns 
^^terlassen haben. 



Am 26.7.1971 tagt der Personalrat. 

Am 29.7.1971 lehnt der Personalrat schriftlich den vom 
Bezirksamt vor geschlagenen Bewerber X ab. 

Von diesem Ergebnis erfahren wir informell am 2.8.1971 
Es heißt, daß der Personalrat den Vorschlag einstimmig 
abgelehnt habe. 



Der Personalrat lehnt eine offizielle Information mit 
Hinweis auf das Personal vertretungsge3etz ab. 

Im September erfahren wir, daß die Verhandlungen zwi- 
schen der Abt. Personal und Verwaltung und dem Perso- 
nalrat gescheitert sind. Trotz der Ablehnung des Per- 
sonalrates bleibt die Abt. Personal und Verwaltung bei 

ihrer Entscheidung und somit wird der Hauptpersonal- 
rat eingeschaltet. 

Am 14*10.1^71 ist Arbeitsbesprechung der Familienfür- 
sorge mit JugRef. Er informiert uns über die 1. Ver- 
handlung Ende September 1971 zwischen dem Hauptperso- 



nalrat und PV. Hier konnte keine Einigung erzielt 
werden, weitere Unterlagen (Personalakten) wurden vom 
Hauptpersonalrat angefordert. 

Am 16.11.1971 hören wir, daß die 2. Sitzung zwischen 
Hauptpersonalrat und PV unter Anwesenheit des hiesi- 
gen Personalrates am 8.11 .1971 stattfand. Bei dieser 
Sitzung hat der Personalrat als Alternative zu dem 
Vorschlag der PV nicht den von uns ausgewählten Be- 
werber Y vertreten, sondern den Bewerber Z als Kompro- 
miß angeboten. Auf diesen Alternativvorschlag hatte 
sich der Personalrat - ohne uns darüber zu informie- 
ren - bereits im Juli 1971 geeinigt. Diese Verhand- 
lung führte ebenfalls zu keinem Ergebnis. 

Wir erhalten die Information, daß der Hauptpersonalrat 
bei weiteren Verfahren die Einigungsstelle nicht anru- 
fen will, wenn der Personalrat bei seinem Alternativ- 
vorschlag Z bleibt. Es heißt, daß sich der Hauptper- 
sonalrat für unseren Vorschlag Y einsetzen würde. 

Gründe für diese Haltung sind uns nicht bekannt. 

Ende November 1971 erhalten wir den "offenen Brief", 
den die Teilnehmer des Supervisorenlehrgangs am 12.11. 
1971 an die Leiter der Ämter 3 schrieben und der nach- 
richtlich u.a. an verschiedene öffentliche Gremien 
ging. In diesem Schreiben ruft der Supervi so renl ehr- 
gang zur Solidarität auf. 

Hierdurch lebt die permanent im Raum stehende Frage 
der Veröffentlichung wieder auf. Von der Abteilungs- 
leitung und einigen Kollegen wird aber immer wieder 
dagegen argumentiert: Allein die Tatsache einer Ver- 
öffentlichung sei ein Eingriff in ein schwebendes Ver- 
fahren und dadurch würden sich die Fronten nur verhär- 
ten. Um das gemeinsame Vorgehen nicht zu gefährden, 
entschließen wir uns, nichts zu unternehmen. 

Am 26.11.1971 einigen wir uns, daß vier Vertreter des 
Kollegenkreises ein Gespräch mit der Beamtenvertretung 
des Personalrats über seine derzeitige Ansicht führen 
sollten.. Ein Gespräch mit der gesamten F&fü lehnt der 
Personalrat ab. Durch sachliche Diskussion mit dem 
Personalrat hoffen wir, diesen von unseren Argumenten 
überzeugen zu können. 

Dieses Gespräch findet am 30.11*1971 statt. Die Beam- 
tenvertretung meint, für uns und in unserem Sinne zu 
handeln, wenn sie bei ihrem Vorschlag Z bleibt. Wir 
versuchen nochmals, die Beamtengruppe von unserem Vor- 
schlag Y zu überzeugen. Unsere Argumente werden ange- 
hört. Wir erhalten aber keine klare Stellungnahme. Der 
Personalrat beruft sich auf seine Unabhängigkeit, er 
vertröstet uns aber mit der Zusage , unsere Argumente 
nochmals zu überdenken. 

Der Personalrat läßt bei diesem Gespräch durchblicken, 
daß die PV auf ihrem Vorschlag X beharrt, um vielleicht 
ein Exempel statuieren zu wollen. 

Ende November 1971 - genaues Datum haben wir nicht - 

übersendet PV ihren Vorschlag X zur Genehmigung an die 




oberste Dienstbehörde (Senator für Inneres). 

Am 2.12.1971 ist eine Dienstbesprechung der Fafü. Der 
Senator für Inneres soll noch nicht geantwortet haben. 

Es taucht erneut die Frage der Veröf fentlichung auf, 
da aus einzelnen Ämtern bereits Bitten um ausführliche 
Information gekommen sind. Die Fafü ist jedoch über- 
wiegend der Meinung, erst die 2. Entscheidung des Per- 
sonalrats abzuwarten, die erneut nach der Antwort des 
Senators für Inneres im Wege der Mitbestimmung gegeben 
werden kann. 

Am 8.12.1971 wurde der Personalrat neu gewählt. Danach 
sind statt 2 Komba- und 1 DAG-Vertreter jetzt 2 Komba- 
und 1 ÖTV-Vertreter in der Beamtengruppe des Personal- 
rats. Davon ist ein Komba-Vertreter wiedergewählt , die 
beiden anderen Personalratsmitglieder sind neu gewählt 
worden. Von dieser neuen Konstellation erhoffen wir 
uns eine bessere Vertretung unserer Interessen, zumal 
ein Komba-Mitglied Mitarbeiter der Fafü ist. Außerdem 

ist ein großer Teil der Mitarbeiter in der ÖTV orga- 
nisiert, und wir versprechen uns durch das neue ÖTV- 
Mitglied eine weitere Möglichkeit der Einflußnahme. 

Am 15.12.1971 konstituiert sich der neue Personalrat. 

Am 17.12.1971 erfahren wir bei einer telefonischen An- 
frage, daß sich der Personalrat noch nicht entschieden 
hat. Es wird uns versprochen, daß die Beamtengruppe 
nochmals mit Vertretern der Fafü sprechen will. 



Am 21. 12.1971 beginnen wir mit der Erarbeitung der 
Dokumentation, nachdem wir in der Fafü mehrere Dis- 
kussionen über das Für und Wider einer Veröffentlichung 
geführt haben. 



Am 20.1 . 1972 treffen wir uns zu einem Stehkonvent. 

Wir haben erfahren, daß der Senator für Inneres mit 
Schreiben vom 18.1.1972 die Einstellung des vom Be- 
zirksamt vorgeschlagenen Bewerbers X genehmigt hat. 

Wir treffen Vorbereitungen zu dem noch offen stehenden 
Gespräch mit dem Personalrat, da dieser nach der Geneh- 
migung des Senators innerhalb von 14 Tagen über den 
Hauptpersonalrat die Einigungsstelle anrufen kann. Es 
wird nochmals eine Meinungsbildung durchgeführt: Von 
21 Mitarbeitern distanzieren sich 2 von der Meinungs- 
bildung (darunter das Personalratsmitglied aus der Fa- 
fü). Von den verbleibenden 19 sprechen sich jetzt 18 
für den Bewerber ,Y aus, bei einer Snthaltung. Vier 
Stimmen mehr für den Bewerber Y als bei der ersten 
Meinungsbildung nach der Vorstellung.* 

Bei dem am 25. 1. 1972 stattfindenden Gespräch mit dem 
Personalrat und den Fafü-Vertretern wird über dieses 
Ergebnis informiert. Der Personalrat bezieht dennoch 
keine Stellung. Er gibt zu erkennen, daß er sich noch 
einmal mit unseren Argumenten beschäftigen will. 



27.1.1972: Arbeitsbesprechung. 

Die stellvertretende Leiterin berichtet von einem Ge- 
spräch mit dem Personalrat am 26.1.1972. Sie wurde ge- 
fragt, ob sie bereit und gesundheitlich in der Lage 
sei, die Funktionen der Leitung weiter auszuüben, faH 
der Personalrat über den Hauptpersonalrat die Eini- 
gungsstelle anrufen und sich dadurch die Neubesetzung 
der Stelle um mindestens 6 Monate verzögern würde. Si< 



habe sieh grundsätzlich dazu bereit erklärt und sich 
mit unseren Vorschlägen solidarisiert. 

In derselben Arbeitsbesprechung erfahren wir durch 
n Tele ' LOnat » daß sich der Personalrat in seiner 
Sitzung vom vorherigen Tag entschlossen hat, nicht 
seinem Recht, die Einigungsstelle anzurufen, 
Gebrauch machen will. Damit hat er den Vorschlag X 
der PV akzeptiert. Es besteht jetzt für uns keine 
Möglichkeit mehr, unseren Vorschlag Y auf dem Wege 
der Mitwirkung durchzubringen. Diese Nachricht löst 7 ' 
eine Fülle von Emotionen, von Resignation 
und Enttäuschung bis zu heftigster Empörung aus.. 

Wir beschließen, uns an demselben Tag mit einem 
persönlichen Schreiben an den Bewerber X zu wenden 
und ihm aus Gründen der Fairneß von dem Ergebnis 

unserer Meinungsbildung zu berichten. In diesem 

-rief bitten wir ihn gleichzeitig um Äußerung dar- 
über, wie er sich unter diesen Voraussetzungen eine 
Zusammenarbeit mit uns vorstellt. 

1)1636 Frage blleb bis heute unbeantwortet und der 
Bewerber X wird zum 1.4.1972 die Stelle übernehmen. 



In unserer kurzen Reflexion sollen einige Fakten her- 
vorgehoben werden, die unserer Ansicht nach dazu bei- 
g ragen haben, daß wir unser angestrebtes Ziel 

- ch nicht erreichten. Insbesondere wollen wir 
das Handeln des Dienstherrn und das Verhalten der ' 
Bediensteten (Personalrat und Kollegenschaft) in 
rbindung mit den nach unserer Meinung unzulängli- 
chen Gesetzen aufzeigen. 



Zum Bezirksamt 

Der Personalausschuß, das Bezirksamt (Stadträte) 

Und aiS Abtell ung py entschieden sich für einen Be- 
werber, der unseren Vorstellungen und denen unserer 
Abtenungsleitung nicht entsprach. Die Begründung 
hierfür ist uns nicht bekannt. Offensichtlich ga- 
ben hier andere als fachliche Gesichtspunkte den 
«usschlag, die so schwerwiegend gewesen sein muß- 
ten, daß man sich über die Stellungnahme der Fach- 
verwaltung (Sozialarbeiter, JugRef und JugDez) hin- 
wegsetzen konnte. 

Ein Grund für das geringe Verständnis des Dienst- 
herrn für unseren Wunsch nach Mitwirkung mag darin 
liegen, daß wir den Personalausschuß, das Bezirks- 
amt und die Abt. PV zu Beginn unserer Bemühungen 
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nicht offiziell eingeschaltet haben. Es ist jedoch 
zu vermuten, daß auch die Tatsache der politischen 
Umbesetzung ies Bezirksamtes nach den Wahlen (jetzt 
Mehrheit bei der CDU) eine nicht unerhebliche Rolle 
bei dem Verf ihren gespielt hat. Auch die Stelle des 
Dezernenten ier Abt. PV wurde neu besetzt. Dennoch 
haben wir gehofft, daß unsere Abteilungsleitung den 
Personalausschuß und die anderen Stadträte von der 
Notwendigkeit der Mitwirkung überzeugen und unse- 
ren Bewerbungsvorschlag durchsetzen könne. 

- Wir sind der Meinung, daß durch die Entscheidung 
des Dienstherrn der Arbeitsfrieden gefährdet ist 
und er die fürsorgepflicht verletzt hat. Die Abt. 

PV hat sich bis heute auch nicht die Mühe gemacht, 
mit uns übei die ganze Angelegenheit zu reden. Sie 
hat uns nur vor vollendete Tatsachen gestellt. 

Zum Personal ra t 

er Persona] r at ist laut PersVG eine Institution, 
ie die Interessen der Mitarbeiter wahrnehmen soll. 
Tatsächlich bietet aber das PersVG keine direkten 
Möglichkeite n> an den Entscheidungen des Personal- 
rats mitzuw^nken. Also liegt es im Ermessen des 
Personalrat ^ 9 inwieweit er die Interessen der Mit- 
arbeiter vertritt und inwieweit er sie an Entschei- 
dungen beteQigt. 

- Die nicht öffentlich gehaltenen Sitzungen (§ 30 
PersVG) und die Schweigepflicht (§ 40 PersVG)schlie- 
ßen den für eine Mitwirkung notwendigen Informa- 
tionsfluß a^ s- Daraus ergibt sich, daß auch eine 
Kontrolle grundsätzlich nicht möglich ist. Aufgrund 
dieser Rech tslage waren wir darauf angewiesen, jeg- 
liche Infor matione n über die Entwicklung auf infor- 
mellem Wege einzuholen. Durch unsere Nachfragen und 
Erinnerunge n fühlte sich der Personalrat unserer 

^ÄMeinung nac h un ter Druck gesetzt. Das führte zur 
Verschlecht erun g der ohnehin nicht guten Kommuni- 
kation. 

- Der Persona^ ra ^. Z eigte sich während des ganzen 
Verfahrens in unseren fachlichen Stellungnahmen 
interessier^ zog sich jedoch in Ent s che idungs Si- 
tuationen u a ter Hinweis auf das PersVG und der da- 
mit verbund 3nen Verpflichtung zur Neutralität und 
Objektivität zur ü cR# Außerdem verwies er auf das 
Gesetz, won ich er p ar t ne r der Verwaltung zu sein 
hat, und au f sein Recht> in Eigenverantwortung und 
Unabhängigk^^. entscheiden zu können. 

- Aus dem Gan ? des Verfahrens wird deutlich, daß der 
Personalrat abhängig vom Bezirksamt ist. Die Mit- 
glieder des p ersona f ra t s als Beamte der Verwaltung 
sind ihrers sits in ^ezug auf ihre Karriere von der 
Verwaltung abhängig. Außerdem sind sie durch das 
PersVG ver Pfii c htet , die Priedenspf licht gegenüber 
dem Arbeitg 3ber zu wahren (p er sVG § 54 Abs. 2, S. 2). 

Aus diesen ^mden muß sich der Personalrat not- 



wendigerweise in Zweifelsfällen auf die Seite des 
Bezirksamtes stellen und deren Entscheidung akzep- 
tieren. In unserem Fall hat der Personalrat zu Be- 
ginn des Verfahrens einen Kompromißvorschlag ge- 
macht 9 sich jedoch am Schluß de facto dem Vorschlag 
des Bezirksamtes angeschlossen, da er darauf ver- 
zichtet hat, über den Hauptpersonalrat die Eini- 
gungsstelle anzurufen. 

* 

- Während der vergangenen Monate hatten wir mehrfach 
überlegt, dem Personalrat unser Vertrauen zu ent- 
ziehen. Dieser Schritt wäre allerdings kaum re- 
alisierbar gewesen, da wir dazu lt. PersVG § 23 
ein Viertel der stimmberechtigten Kollegenschaft 
des gesamten Bezirksamtes gebraucht hätten. Hier 
liegt unserer Meinung nach ein besonders schwacher 
Punkt des PersVG vor. 

- Es gibt für unsere Aktion kein Vorbild, an dem wir 
uns hätten orientieren können. So war unser 'Hän- 
de ln hauptsächlich durch Versuch und Irrtum be- 
stimmt. Da das PersVG keine Möglichkeit zu akti- 
vem Handeln bietet, konnten wir lediglich auf be- 
reits getroffene Entscheidungen reagieren. 

Zur Kollegenschaft 

- Grundsätzlich sind alle Kollegen der Meinung ge- 
wesen, daß Mitbestimmung am Arbeitsplatz notwen- 
dig ist. Da aber die in Frage kommenden Gesetze 
keine Mitbestimmungsmöglichkeiten bieten, haben 
sich 4 Kollegen von 21 an der Meinungsbildung 
nicht beteiligt. 

- Im Laufe des- Prozesses stießen wir auf Schwierig- 
keiten. Wir wurden z.B. von den beteiligten Stel- 
len ständig ermahnt, nicht in ein schwebendes Ver- 
fahren einzugreifen. Das führte z.B. dazu, daß ei- 
nige Kollegen verunsichert wurden und sich zurück- 
zogen. 

- Auch unsere Überlegungen, die Dokumentation zu 
einem früheren Zeitpunkt zu veröffentlichen, schei- 
terten an der gleichen Begründung. Die Möglichkeit 
einer positiven Beeinflussung in unserem Sinne 
durch Solidarisierung mit Kollegen aus anderen Äm- 
tern wurde damit nicht genutzt. 

- Ebenso hinderte uns unsere Gutgläubigkeit daran, 
aktiver zu werden. Die entscheidenden Stellen (vor 
allem PR), versprachen uns immer wieder, unsere 
Argumente zu berücksichtigen, so daß wir Hoffnung 
schöpften und uns beruhigen ließen. 

- Unser vorrangiges Ziel war, möglichst alle Kollegen 

für die Durchführung von Aktivitäten zu gewinnen. 
Aus diesem Grunde haben wir vielleicht notwendige 
Aktivitäten wie z.B. frühere Veröffentlichung der 
Dokumentation, Informationen an Presse, offener 
Brief an den Bewerber X, offener Brief an das Be- 
zirksamt unterlassen. 





- Zu Beginn der Erarbeitung der Dokumentation waren 
4/5 der Kollegen bereit, die Dokumentation zu er- 
stellen. Während wir an der Dokumentation arbeite- 
ten, kursierte das Gerücht, daß diejenigen, die 
die Dokumentation herausbringen werden, mit Diszi- 
pl inarmaß nahmen zu rechnen haben. Die Befürchtun- 
gen vor etwaigen Folgen wurden verstärkt durch ein 
Schreiben der Abt. P V, in dem sie unser privates 

Schreiben an den Bewerber X vom Januar 1972 auf 
das schärfste mißbilligte. Das führte schließlich 
dazu, daß diese Dokumentation nur von wenigen zu 
Ende geführt wurde. Um diese Kollegen nicht zu 
gefährden, können für die Dokumentation auch nur 
Kontaktadressen angegeben werden. 

Schlußwort 

Wir haben durch unser Bemühen versucht, einen Bei- 
trag zu der dringend notwendigen Demokratisierung 
von Behörden zu leisten. 

Beispiele aus dem Schulbereich, von Universitäten 
und Bundesbehörden haben bereits gezeigt, daß Mitbe- 
stimmung von Fachkräften möglich ist. 

Wenn wir unser Ziel auch nicht in vollem Umfang er- 
reicht haben, so hat unsere Aktion doch bewirkt, daß 
Mitarbeiter, Abteilungsleitung und Personalrat sich 
mit dem Problem der Mitbestimmung auseinandersetzen 
mußten. 

Dieser Prozeß bedingte und rechtfertigte die neun- 
monatige Verzögerung der Stellenbesetzung. 

Unsere Aktion hat einmal mehr bewiesen, wie schwie- 
rig Veränderungen von unten nach oben durchzuführen 
sind; dies wird nur möglich sein, wenn es nicht bei 
Einzelaktionen von Wenigen bleibt! 



Berlin, im März 1972 

Kontaktadressen; 

Gisela Hänschen, 

1 Berlin 45» 
Potsdamer Str.l5a 
Telefon 750965 



Jürgen Keller, 

1 Berlin 41, 
Sponholzstr. 4B 
Telefon 8524368 



Anlage 

Gang des Verfahrens bei Einstellung eines Beamten 
(nach LBG u. PersVG) 

Nach dem Landesbeamtengesetz sind grundsätzlich Be- 
werber für freie Stellen durch Stellenausschreibung 
zu ermitteln. Der Landespersonalau&owmu nat über 
Ausnahmen entschieden: z.B. für Beamte erst ab Be- 
soldungsgruppe A 11. Die Auslese ist nach Eignung , 
Befähigu ng und fachlicher Leistung ohne Rücksicht 
t Geschlecht, Abstammung, Rasse, SIaüben7~reIIgi- 
öse oder ische_Anschauun^n, gewerkschaftliche 

Zugehörigke , 3erlcun?£ o3er Beziehungen vorzunehmen, 
dabei soll der Beste den Vorzug erhalten . 

(§10 LBG) 

Bei der Abt. PV des Bezirksamtes gehen die Bewerbun- 
gen ein und werden auf die beamtenrechtlichen Vor- 
aussetzungen hin geprüft. Die in Frage kommenden Be- 



werber (ab Bes. Gr. A 11 von den beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen her) werden dann dem Personalausschuß 
(= Kontrollausschuß , der für die BW arbeitet, ist 
mit Politikern besetzt) des Bezirksamtes vorgelegt, 
wobei die Fachverwaltung = Abteilung ein Vorschlags- 
recht hat. 

Daraufhin lädt der Personalausschuß die einzelnen 
Bewerber zu einem Gespräch ein und schlägt dem Be- 
zirksamt (= Sitzung der Stadträte) einen der Betref- 
fenden zur Besetzung der Stelle vor. Schließt sich 
das Bezirksamt dem Vorschlag des Personalausschusses 
an, wird der Personalrat (= Personalvertretung, Grup- 
pe Arbeiter, Gruppe Angestellte, hier Gruppe Beamte) 
im Rahmen der Mitbestimmung (§§ 67 und 70 PersVG) 
tätig, d.h. der Personalrat muß der Dienststelle 
(Abt. PV als Exekutive des Bezirksamtes) § 6 l Abs. 1 
und 2 PersVG seinen Beschluß über die Besetzung der 
Stelle innerhalb von 14 Tagen schriftlich mitteilen. 
Im i ( alle einer Ablehnung muß er dies begründen. 

Kommt zwischen dem Personalrat und der PV keine Eini- 
gung zustande, nimmt der Hauptpersonalrat Verhandlun- 
gen mit der Abt. PV auf. Wenn hier keine Einigung 
erfolgt, entscheidet der Leiter der Abt. PV (§ 62 
Abs. 1 Ziff. 4 PersVG). Diese Entscheidung bedarf 
jedoch der Genehmigung der obersten Dienstbehörde 
- hier Senlnn (§ 62 Abs. 1 PersVG). 

Hat der oenlnn die Entscheidung des Bezirksamtes ge- 
nehmigt , kann der Personalrat innerhalb von 14 Tagen- 
beim Hauptpersonalrat beantragen, die Einigungsstel- 
le anzurufen (§ 63 Abs. 1 PersVG). 

Die Einigungss teile wird beim Senlnn gebildet und 
setzt sich zusammen aus 6 Beisitzern und einem un- 
parteiischen Vorsitzenden = 1 Richter. Die Beisit- 
zer müssen je zur Hälfte vom Senlnn und dem Haupt- 
personalrat für 4 Jahre gewählt werden (§ 64 PersVG). 

Wenn die oberste Dienstbehörde - hier Senlnn - nicht 
mit dem Beschluß der Einigungsstelle einverstanden 
ik , kann sie binnen eines Monats nach Zustellung 
ie Entscheidung des Senats von Berlin beantragen, 
was in den letzten 21 Jahren noch nicht vorgekommen 
sein soll. 



Die Dokumentation der Zehlendorfer Ko-llegen 
zeigt deutlich, daß Mitwirkung oder gar Mitbe- 
stimmung von Mitarbeitern an unterster Stelle 
der Verwal tungshierarchie im Personal vertre- 
tungsgesetz nicht vorgesehen ist. 

In dem Personal Vertretungsgesetz des Landes 
Berlin , das eins der liberalsten sein soll, 
steht in § 54 A5s 2 „ Dienststelle und Perso- 
nalrat haben alles zu unterlassen, was geeig- 
net ist, die Arbeit und den Frieden der Dienst- 
stelle zu gefährden. Insbesondere dürfen 
Dienststelle und Personalrat keine Maßnahmen 
-es Arbeitskampfes gegeneinander durchführen-" 
tn Abs. 1 des § 54 wird der Personalrat darauf 
-erpf lichtet , zur Erfüllung der dienstlichen 
Aufgaben und zum Wohle der Dienstkräfte mit den 
Dienststellen zusammenzuarbeiten, wobei dienst- 
liche Aufgaben und Wohl der Arbeitnehmer in 
-inem Atemzug genannt werden. Auf dem Boden 
olcher Gesetzgebung bleibt es natürlich im 
hmen der Legalität, wenn gegen die berech- 
tigten Bedenken der Mitarbeiter entschieden 
wird. 

An dem Prinzip, daß do-rt entschieden wird, wo 
die Macht liegt, ändert auch eine liberale Hai- 
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tung aer Fachvorgesetzten nichts. 

Daran wird sich so lange nichts ändern, wie 
das Personal Vertretungsgesetz zs/ar eine gövisse 
Liberale Handhabung zuläßt, aber nicht tatsäch 
Lieh zu demokratischen Entscheidungen ver- 
pflichtet. 

Der Konflikt wurde durch den Versuch der Zeh- 
lendorfer Kollegen nicht gelöst, aber er zeigt 
deutlich und unleugbar die Scheindemokratie. 

Die Dokumentation ist ein Hilfsmittel für eine 
realistische Einschätzung der Grenzen und Mög- 
lichkeiten bei ähnlichen Versuchen. 




Kampf gegen die Verteuerung der Plätze 

in kinderbewahranstalten 



Im Februar/März 1972 erhielten die Eltern der 
städttischen Kindertagesstätten in Berlin ein 
Schreiben, in dem der Senat "sich genalten sah, 
die mit ihnen (den Eltern; abgeschlossene Ver- 
einbarung für die Aufnahme ihres nindes in 
einer Tagesstätte zum 31. Mai 1972 zu kündigen 
und ihnen zugleich den Abschluß einer neuen 
Vereinbarung anzubieten". Wesentlicher Bestand- 
teil der neuen Vereinbarung ist eine veränderte 
Berechnung der Kostenbeiträge. 

Das "Angebot" bedeutet praktisch: 

ij^^kte Erhöhung der Beiträge dadurch, daß eine 
Monatspauschale, auf der Berechnungsgrundlage 
von 22 Anwesenheitstagen monatlich basierend, 
zu zahlen ist. obwohl sich aus dem Jahresdurch- 
schnitt nur eine monatliche Anwesenheit von 20 
Tagen ergibt. 

Hoch gravierender sind jedoch ^ie indirekten 
Erhöhungen, die vom Senat verschwiegen werden. 
Indirekte Erhöhungen, das bedeutet, kein Aus- 
gleich bei Fehlzeiten. Kein Ausgleich bei Feh- 
len durch Krankheit, obwohl die Mutter in der 
Regel unbezahlten Urlaub nehmen bzw. eine Pfle- 
geperson bezahlen muß. Kein Ausgleich bei Ver- 
schickungen und Kindergartenreisen. Diese Re- 
gelung ist auf Grund der Berliner Ballungs- 
situation äußerst asozial, denn gerade unsere 
eingesperrten Großstadtkinder mü? .tu ein An- 
recht auf Verschickung haben. Aber wieviele 
Eltern können sich diese doppelte Belastung 
jetzt noch leisten? Weiter: Kein A^gleich bei 
Infektionssperren. Kein Ausgleich bei Fehlen 
aus beruflichen oder familiären Gründen. 

Ein Ausweg aus diesem Dilemma wäre nur, auf öf- 
fentliche Kindererziehung zu verzichten und die 
Betreuung der Kinder selber zu übernehmen. Das 
bedeutet, daß Mütter ihre Berufstätigkeit auf- 
geben und zu hause bleiben. Da aber im allge- 
meinen die Mitarbeit der Frauen nicht nur aus 



einem persönlichen Emanzipationsbedürfnis oder 
aus dem Wunsch nach zusätzlichen "Luxusgütern" 
resultiert, sondern in der Kegel notwendige Be- 
dingung zur Absicherung der Familienexistenz 
ist, und da darüberhinaus die Frauenarbeit ge- 
rade von der Westberliner Industrie dringend 
benötigt wird, ist diese Alternative nicht 
denkbar. 

Zunächst waren es die Eltern der Elternselbst- 
hilfegruppen und Kinderläden, die die Ankündi- 
gung der neuen Verträge als Angriff auf die 
Lebensbedingungen der Werktätigen verurteilten. 
Sie erklärten, daß sie eigentlich Eltern wären, 
deren Kinder auch auf den Wartelisten der Tages- 
statten stehen müssten und darum wurden sie 
sich mit den Interessen der primär Betroffenen 
identifizieren können. Diesen ersten Protesten 
schlossen sich spontan gebildete oder schon be- 
stehende Elterninitiativen aus den Tagesstätten 
an. 

Die Vertreter der verschiedenen Uruppen bilde- 
ten ein Aktionskomitee, daß die folgenden 
Aktionen organisierte und leitete: 

Mit Flugblättern, die vor und in den Tages- 
stätten und an informationsständen in allen 
Bezirken verteilt wurden, sollten alle Eltern 
und Bürger über die Bedeutung der neuen Ver- 
träge aufgeklärt und zur Unterstützung der 
Proteste durch Unterschriftensammlung und durch 
' Teilnahme an einer Protestdemonstration aufge- 
rufen werden. 
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insgesamt 15.000 Unterschriften wurden allein 
innerhalb einer Woche abgegeben. An der Demon- 
stration durch die berliner Innenstadt nahmen 
4 bis 5.000 Bürger und Kinder teil, 
in verschiedenen Stadtteilen kam es zu Protest- 
versammlungen, auf denen Eltern sich mit dem 
Aktionskomitee solidarisch erklärten und den 
aufgestellten Forderungen zustimmten. 

Die Forderungen lauten im Einzelnen: 

1. Stufenweiser Abbau der Gebühren in den Kin- 
dertagesstätten. 

2. Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Situa- 
tion in den Kindertagesstätten 

- Verringerung der Gruppengrößen, bezahlte 
Weiterbildung und ausreichende Vorbereitungs- 
zeiten für Erzieher, mehr und besseres Spiel- 
und Lernmaterial - 

statt Aufbewahrung pädagogische Betreuung 
der Kinder. 

3. Einheitliche Ausbildung aller Erzieher an 
Fachhochschulen. 

4. Sofortprogramm zur Einrichtung von Kinder- 
tagesstättenplätzen für die 18.000 Kinder 
auf den Wartelisten. 

5. Mitbestimmung von Eltern und Erziehern in 
den Kindertagesstätten. 

6. Generelle Förderung aller Eltern-Kinder- 
Gruppen und Schülerläden durch ausreichende 
Mittel. 

Die Versammlungen zeigten deutlich, daß es den 
Betroffenen um mehr geht als nur um eine Ver- 
hinderung der Gebührenerhöhung. Sie sehen in 
dieser Erhöhung nur ein Symptom für die Ver- 
teuerung der Lebenshaltungskosten im allgemeinen 
und für die mangelhafte Betreuung und Erziehung 
der Kinder in den Tagesstätten im besonderen. 
Daher steht ihr Protest im Zusammenhang mit der 
Auflehnung gegen Erhöhungen von Fahrtk osten, 
Gas-, Strom- und Postgebühren und dergl. sowie 
im Zusammenhang mit der Forderung nach qualifi- 
zierter Erziehung der Kinder und Mitbestimmung 
von Eltern und Erziehern in den Kindertages- 
stätten. 

Der Senat reagierte auf die massiven Proteste 
schon am Tag der Demonstration mit der Ankün- 
digung, daß es eine Erlei chterung^ninblick auf 
die Kostenerhöhung geben wird, indem statt des 
einen jetzt zwei Monate im Jahr beitragsfrei 
bleiben sollen. - Damit ist aber der Erhöhung 
nur eine Schärfe genommen. Es bleibt eine 
generelle Verteuerung gegenüber den bisherigen* 
Beiträgen und es bleibt eine härte bei Fehl- 
und Schließzelten, die auch durch zwei beitrags- 
freie Monate nicht abgedeckt sind. 

Vertreter von Elterninitiativen aus allen Be- 
zirken und Vertreter der Eltern-Kinder-Gruppen 
gingen am Mittwoch, 19. April 1972, zu dem re- 
gieramMen Bürgermeister , um ihm die Unterschrif- 
tenlisten und die Forderungen zu überreichen. 



Klaus Schütz mußte diesen bereits zugesagten 
Termin jedoch absagen,da er kurzfristig andere 
"dringendere" Verpflichtungen wahrnehmen mußte, 
über deren Inhalt keine Angaben gemacht wurden. 
Ein neuer Termin ist für den 2. Mai vereinbart. 

Wenn die Gesellschaft mit Selbstverständlich- 
keit die Arbeitskraft von Männern und Frauen 
in Anspruch nimmt, dann bedeutet das, daß sie 
auch in zunehmenden Maße verpflichtet ist, die 
Reproduktion und Qualifikation eben dieser Ar- 
beitskraft zu übernehmen, d. h. sie ist für die 
Organisierung und Finanzierung von Erziehung 
verantwortlich und kann diese Aufgabe nicht 
mehr legitim auf die Familie abwälzen. 

Es enthüllt sich also am Beispiel der Gebühren- 
erhöhung in den Tagesstätten Berlins der Cha- 
rakter des kapitalistischen Systems: 0 

Auf der einen Seite gesellschaftlicher Bedarf 
nach einer in bestimmter Weise ausgebildeten 
Arbeitskraft, auf der anderen Seite sich auf- 
lösende Familienstrukturen, die die Ausbildung 
der Arbeitskraft nach den geforderten Bedingun- 
gen nicht mehr leisten können- Auf der einen 
Seite Anhäufung von gesellschaftlichem Reich- 
tum in den händen der Eigner der Produktions- 
mittel, auf der anderen Seite Abwälzung der 
Kosten für gesellschaftlich notwendige Erzie- 
hung auf die Werktätigen. 

Stellt man die Frage, warum kostenloser Schul- 
besuch seit langem eine Selbstverständlichkeit 
ist, ein Kindergartenplatz dagegen teuer be- 
zahlt werden muß, so ist die häufige Antwort: 
Weil es eine Schulpflicht gibt, muß der Gesetz-^ 
geber jedem den Schulbesuch ermöglichen, da es 
aber keine Pflicht zum Besuch des Kindergartens 
gibt, ist es jedem selbst überlassen, seine 
Kinder dorthin zu schicken oder, wenn ihm das 
zu teuer ist, zu hause zu lassen. 

Das ist ebenso falsch wie asozial. 

Falsch deshalb, weil jeder weiß, daß für viele 
-Alleinstehende oder Familien- eine angemessene 
Existenz Sicherung nur durch die Mitarbeit der 
Frau zu erreichen ist. 

Asozial deshalb, weil unterschlagen wird, daß 
die indienstnahme der Arbeitskraft der Frau ein 
unerläßliches Moment des sogenannten "wirt- 
schaftlichen Wachstums" und damit des gesell- 
schaftlichen Lebensstandarts ist f daß aber von 
einer Vergesellschaftung der Erziehung keine 
Rede sein kann, im Gegenteil: bevor Frauen mit 
Kindern ihre Arbeitskraft überhaupt verkaufen 

i 

können, müssen sie privat einen teuren Kinder- 
gartenplatz bezahlen, was p^ v * ;h auf eine 
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erhebliche Minderung ihres Arbeitslohns hinaus- 
Kommt . 

Trotz der von SPD-Politikern erkannten Tatsache, 
daß die Gebühren er höhung politisch inopportun 
ist - es hat SFDler gegeben, die sich gegen die 
Erhöhung aus sprachen, ja sogar der Forderung 
nach dem Nulltarif zustimmten - kann offenbar 
nicht darauf verzichtet werden. Die oft pro- 
klamierte "soziale Gerechtigkeit" ist nicht 
mehr als ein moralisches Postulat, während die 
Realpolitik an den interesseren des Kapitals 
orientiert wird. Der Übergang zum sogenannten 
deficit- spending nach der Rezession 66/67 (Auf- 
stellung von Eventualhaushalten durch Schulden- 
aufnahme; sowie gleichzeitig vorgenommene 
Kürzungen am Sozialetat bringen das Reformpro- 
gramm der Regierung zunehmend in finanzielle 
Schwierigkeiten. Das gilt besonders nach dem 
Scheitern der Steuerreformpläne. 

SL Reformprogramm steht einem zunehmenden 
Widerspruch gegenüber, in Zeiten der Konjunktur 
muß auf die Durchführung von Reformen zur Mo- 
dernisierung der sozialen Einrichtungen zugun- 
sten der Investitionen der Großindustrien ver- 
zichtet werden; flaut die Konjunktur ab, muß 
der Staat nach Vorstellung Schillers die In- 
vestitionen anreizen, so daß für Reformpro- 
gramme nichts oder nur wenig zur Verfügung 
steht. D. h. daß nur für solche Reformen Geld 
ausgegeben wird, die ummittelbar der Kapital- 
verwertung dienen, die Chancen für nicht kapi- 
talorientierte Reformen dagegen außerordent- 
lich gering sind. 



Während Investitionen im Bildungsbereich den 
Kapitalinteressen insofern dienen, als sie die 
jplrekte Verwertung der Individuen im Produk- 
tionsäereich vorbereiten, trifft das für Kin- 
dergärten nicht gleichermaßen zu. 
ihrer Stellung im Produktionsprozeß nach ge- 
hören die Frauen zur industriellen Reserve- 
armee. D. je nach Konjunktur wird ihre Ar- 
beitskraft vom Kapital verwertet oder abge- 
stoßen. Es ist deshalb vom Stamdpunkt des Kapi- 
tals zwar erforderlich, daß die Arbeitskraft 
der Frauen ständig verfügbar i c t, aber über- 
flüssig, daß ihre Verfügbarkeit durch langfri- 
stige Investitionen, wie z.R. Ba- von mehr Ta- 
gesstätten und Gebührenfreiheit, gesichert ist: 
Es scheint, daß der schlechte Zustand der Kin- 
dertagesstätten deshalb erhalten wird, um die 
Frauen jederzeit durch den Ruf an "Heim und 
Herd" aus der Wirtschaft wieder herausziehen zu 
können. Ihnen— den Frauen - bleibt aufgrund 
ihrer Einsicht in die schlechten Bedingungen 
der Erziehung in öffentlichen Tagesstätten das 



schlechte Gewissen erhalten, die Kinder wegen 
der eigenen Berufstätigkeit aus dem Raus gege- 
ben zu haben. Darum waren sie bislang bereit, 
wenn die gesamtwirtschaftliche Lage dies er- 
zwang; nach Hause zu gehen und die Kinderer- 
ziehung wieder selber in die nand zu nehmen. 
Der breite Protest gegen die Gebührenerhöhung 
zeigt jedoch, daß man nicht mehr bereit ist, 
die gegenwärtigen Zustände, einschließlich des 
drohenden Verlustes des Arbeitsplatzes und der 
damit verbundenen Verknappung des Lebensunter- 
halts, widerstandslos hinzunehmen. 



Ein unbequemer 
Störfaktor ? 

" SELBSTHILFE FALKENHAGENER FELD" 

SETZT SICH ZUR WEHR 

In opandau hat sich eine Auseinandersetzung 
zwischen dem Bezirksamt und der Bürgerinitia= 
tive "Selbsthilfe Falkenhagener Feld" entwickelt, 
die s- automatisch für das Verhältnis zwischen 
einer Verwaltung und Bürgern werden konnte, 
deren Aktivitäten nicht unbedingt den Inter= 
essen der "Regierenden » entsprechen. Ausgangs= 
Punkt - ör cUese < litntlich gefühlte Aueeinan^ 
ütrsetzong war ein iiu - el des FpancLauer 
PW - w oisiehers Karl Neugebau-. r - ier zugleich 
ure nt iui ciientl . 1 rzi- Fünf ehilf e ocim 
: tnatvi tür Juftnd und Fport ist - in, "Spandauer 
Volks ola 1 1 ", m u e rr. er die * rte itsv.e iee der 
"Se I ls thili e " Kritisierte .Der SPD -Mann bemängelt 
u.a.,da,. man anstelle "praktischer Nachbarschaft! 
hiixe in "endlosen Diskus sione n" selbst einen 
Katalog von V.'dnschen und Forderungen zusammen^ 
gestellt haue , deren inüllung man umgehend 
von Staat eiwarte. 



nie »Selbsthilfe Falkenhagener Feld« setzt sich 
aus engagierten Bürgern des Falkenhagener Feldes 
in opandau zusammen. ihr politisches Sebstverständ 
nis besteht u, a. darin, die gesellschaftlichen 
Widersprüche und ihre Folgen in dieser "planlos 
aus dem Boden gestampften Siedlung" sich selbst 
und den Bewohnern bewußt zu machen, auf die 
Beseitigung der sozialen Mißstände im Interesse 
aller hinzuweisen, die Bevölkerung aus ihrer 
Resignation zu lösen und die bereentigten Forde= 
rungen gemeinsam durchzusetzen. 

Leider wird dieses Selbstverständnis von den 
Politikern des Bezirksamtes nicht gebilligt . Aus 



unseren reicnhaltigen Erfahrungen im Umgang mit 
der Hathaus-nürokratie wissen wir, daß die ,! SFF" 
als unbequemer Störfaktor angesehen wird. Einigen 
Stan träten und ne^irksvr rordneten ist es bis 
rcui.c nicht k t i ,n,< :i , nie unter ihre Kontrolle 

zu Drni{ lcrtci Verb-Sudeten zu machen und 

ihr Aufgauen zu oktrejieren, die außerhalb 
unseres politischen Selbstverständnisses liegen. 
So naben finite Kathaus-Strategen geglaubt, 
wir seien Papi ersammler, Babysitter, Rasenpfleger 
und fannenhelf er. - In dieser zugeschriebenen 
Ordnungsf unkt ion ucii/te das Bezirksamt uns wohl= 
wollend gefordert und unterstützt. 

Jetzt, wo die Politiker eingesehen haben, daß sie 
die SFF politisch falsch eingeschätzt haben 
und ihre Unterwanderung mit Part ei freu den 
mißlungen ist, will an uns mundtot machen und 
in die Isolation abd rängen. Dies wird vor allem 
deutlich durch den diffamierenden Angriff des 
BVV-Vorste hr rs *>>arl reugebauer im "Spandauer 
V olksulatt" . 

V r rharmlosend wird zuf r egeoen, ia "angefangen 
bf i der Planung b.s zur Fertigstellung der Wohn= 
Siedlung Unterlassungen" auf ..osten der Bewohner 
begangen worden sind »Auch die noch fehlenden 
Kindersp i clplätze, Kindertages Stätten, Schulen, 

Frei zeit einrientungen und die verkehrssichere 
den Maßnahmen auf unseren Straßen werden am 
Hände vermerkt. 

Totgeschwiegen werden schwerwiegende Probleme, 
auf die wir nun inweisen müssen: 

(1) Das vor zwei uahren vom Jugendaufbauwerk 
gebaute Famili mclubnaus (mit allen Schikanen 
für 2 1/2 Mi 11. DM) ,das ,1s experimentelle sozial 
Folge-( statt Begleit-) einrichtung im sozialen 
Brennpunkt gedacht war, hat totalrn pädagogischen 
Bankrott erlitten. 

Der Bürger - so BV-Verordneter Höhrmund , beschäf= 
tigt beim Sen. für Jugend und Sport, weiß mit 
dieser repräsentativen negegnungs- und Kommuni= 
kationsstätte neute noch nichts anzufangen. 

..enn unter mithilfe der bereits eingesetzten 
( zivilgexleideten; Polizei es nicht gelingt, 
stabilisierend und ordnend in das Glubhaus ein= 
zuwirken, wird es in Kürze geschlossen. 

Bf r chronische Personalmangel 4 mit dem 
geringen Etat nicht zu beheben. 

(2) Gegen die verdichtete neb' von Frau 

Kressmann - Zschach wurde bereits im Septem= 
ber 1969 auf die Gefahr der katastrophalen 
sozialen Folgen im Hinblick auf die fehlenden 
Kindertagesstätten und Schulen vergeblich 
warnend hingewiesen. 

mit öffentlichen Geldern wird privates Gewinn= 
streben der "Berliner Baukönigin" planlos 
unterstützt. Für unbedingt notwendige soziale 
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Begleiteinrichtungen sind jedoch keine mittel 
mehr vorhanden. Hier wird deutlich, wessen 
Interessen unsere mandatsträger vertreten. 

(3) Heute schon ist die für nur 700 Schüler 
geoaute Grundschule im Beerwinkel mit 1300 
Schülern frequentiert! ! Für diese Kinder ist 
der Traum der Chancengleichheit ausgeträumt. 

(4) Die Schulpsychologin, Frau Greuer, mußte # 
aus unsachlichen Gründen entlassen werden, weil 
sie feststellte, daß bereits ca. 6 >4 schwerst= 
gestörte und ca. 12 - 14 i° auffälligst gestörte 
Kinder in der überfüllten Beerwinkel - Grund= 
schule sind und eine schulische Fehlplanung 
in diesem wohndistiikt vorliegt. 

(5) Vor einem Jahr war es der SFF gelungen, 
eine Klassenordnung für Erstklässler öffentlich 
anzuprangern und außer Kraft setzen zu lassen, 
die nur noch mit der otraf Prozeßordnung aus 
dem letzten Jahrhundert vergleichbar war.(s.3PK 
i-ir.15 / 16) 

(6) Den Senats-Slogan "Stadtplanung geht 
uns alle an" haben wir am Millionenprojekt 
des Spektegrünzugs auf seinen Stellenwert ab= 
getastet. 

(7; Die SFF hat nachgewiesen, daß einige 
soziale Wohnungsbau - Gesellschaften nicht die 
Spielplätze anlegten, die nach -:er .berliner 

Bauordnung und WBK-Kichtlinien vorgeschrieben 
sind 

Abschließend wollen wir nochmals erklären: 
wir sind keine zufriedenen Pannenhelfer, die 
aus humaner Nachsicht kleine Schlampereien 
des Bezirksamtes verzeihen, sondern es gilt, die 
vVidersprüche zwischen gesellschaftlicher Froduk= 
tion und privater Aneignung - die letztlich die 
sozialen mißstände in unserem .ohnbereich X^ r= 
ken - aufzuzeigen und eine politische Bewußt= 
seineändf rung auszulösen. 

Selbsthilfe Falkenhagener Feld 
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